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1. Einführung 

Der Vorhabenträger, Herr Schefuß, plant in Chorin, OT Sandkrug, Lieper Weg 18, die Instandset-
zung von 4 Ferienbungalows und einem Wirtschaftsgebäude. 
Zu diesem Zweck wurden im Jahr 2021 Bauantragsunterlagen erstellt. In diesem Rahmen wurde 
durch die zuständige untere Naturschutzbehörde die Erstellung eines Landschaftspflegerischen 
Fachbeitrags zur Abarbeitung der Eingriffsregelung und der Berücksichtigung des Besonderen Ar-
ten- und Biotopschutzes gefordert. Dieser liegt in der Fassung vom 27.04.2022 vor. 
Die Bearbeitung des Bauantrages wurde durch die Baugenehmigungsbehörde zurückgestellt mit der 
Begründung, dass zunächst ein vorhabenbezogener Bebauungsplan zu erstellen ist. Der Vorhaben-
träger hat daraufhin der Gemeinde Chorin einen entsprechenden Antrag vorgelegt.  
Die Gemeinde Chorin hat diesem, auf ihrer Sitzung am 31.05.2022 unter der Beschlussnummer CH-
025/2022, mehrheitlich zugestimmt und die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
"Instandsetzung und Modernisierung Ferienobjekt" im Ortsteil Sandkrug beschlossen. 
Die im Bauantrag abgebildeten und dargestellten Bauvorhaben sind Grundlage des vorliegenden 
Vorhaben- und Erschließungsplanes.  
Im Vorentwurf der Fassung vom Februar 2025 des VBPs, wurde abweichend zum objektbezogenen 
Lageplan der Bauantragsunterlage die Zufahrt auf der nördlichen Seite des Plangebietes vorgese-
hen, mit unmittelbarem Anschluss an den „Lieper Weg“. Die Stellflächen für PKW waren nördlich 
des Wirtschaftsgebäudes angeordnet. 
Das Vorhabengebiet liegt innerhalb der allgemeinen Schutzgebietsfläche (Schutzzone III) des Land-
schaftsschutzgebietes „Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin“. Voraussetzung für die Realisier-
barkeit des Vorhabens ist gemäß § 9 Absatz 6 Nr. 4 BbgNatSchAG die Zustimmung des Verord-
nungsgebers über das Landschaftsschutzgebiet zum Vorhaben.  
Mit dem Schreiben vom 04.09.2023 wurde von der Amtsverwaltung die Anfrage zur Zuständigkeit 
für das Zustimmungsverfahren bei der unteren Naturschutzbehörde (UNB) des Landkreises Barnim 
gestellt. Die uNB teilte in ihrem Antwortschreiben vom 14.9.2023 mit, dass es sich um ein Einzelvor-
haben handelt und über das Vorliegen einer Befreiungslage nach Vorlage der prüffähigen Unterla-
gen die untere Naturschutzbehörde entscheiden kann. 
Am 24.10.2024 wurde daraufhin bei der uNB der Zustimmungsantrag / Planung in die Befreiungs-
lage gestellt. In diesem Zusammenhang wurde durch die untere Naturschutzbehörde beauflagt, auf 
der Vorhabenfläche die Zauneidechsen / Waldeidechsen zu erfassen. Die Kartierung der Zau-
neidechsen erfolgte daraufhin von Mitte Mai 2025 bis Mitte Oktober 2025.  
Mit Vorliegen der Kartierergebnisse war es erforderlich innerhalb des Vorhabengebietes Flächen für 
Maßnahmen zu schaffen, die den Funktionserhalt des Lebensraumes für die Zauneidechsen si-
chern. 
Die Zufahrt auf das Vorhabengelände wurde, entsprechend dem objektbezogenen Lageplan des 
Bauantrages von 2021 wieder auf die östliche Seite des Plangebietes verlegt, mit Anschluss an dem 
dortigen Waldweg. Sechs der acht vorgesehenen Stellflächen für PKW sind nunmehr wieder südlich 
des Wirtschaftsgebäudes angeordnet. Zwei Stellflächen befinden sich östlich der Bungalows 2 und 
3. Mit Verlegung der Stellflächen steht eine größere besonnte Freifläche zur Verfügung, die mit ent-
sprechenden strukturellen Aufwertungsmaßnahmen den Funktionserhalt des Lebensraumes für die 
Zauneidechsen sichert. 
Die Vorhabenfläche wird durch den angrenzenden Baumbestand und den Bäumen innerhalb des 
Plangebietes beschattet. Um weiterhin auch besonnte Freiflächen insbesondere die der Maßnah-
men zu erhalten, soll auf die Anpflanzung weiterer Sträucher oder Bäume bis auf zwei anzupflan-
zende Obstgehölze verzichtet werden. 
Die Inhalte des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages (LBP) von 2022 wurden in den vorliegen-
den Umweltbericht übernommen. Der LBP ist somit nicht mehr Bestandteil der Entwurfsunterlagen 
zum VBP. 
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1.1 Lage und Abgrenzung des Plangebietes 

Das Plangebiet befindet sich in der Gemeinde Chorin im Ortsteil Sandkrug, nordöstlich der Kreis-
stadt Eberswalde.  
 
Abbildung 1: Räumliche Lage  

 
Der rote Punkt kennzeichnet die Lage des Plangebietes des aufgestellten VBPs  

Abbildung 2 Ortslage;  

 

Karte: dl-de/by-2-0, 

Bereitsteller:  

GeoBasis-DE / LGB 

 

 
Das Plangebiet 
ist rot umgrenzt. 
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Das vollständig im LSG BR-SC liegende Vorhabensgebiet befindet sich innerhalb des Gemeinde-
gebietes Chorin im Ortsteil Sandkrug am Lieper Weg Nr. 18 am östlichen Ortsrand der Ortslage. Der 
Geltungsbereich des aufgestellten Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes umfasst das Flurstück 
110, der Flur 1 in der Gemarkung Sandkrug mit einer Fläche von 2.557 m² (gemäß amtliche Fläche 
Geoportal Brandenburg).  
Die Vorhabenfläche wird begrenzt: 
im Osten: unbefestigter (wassergebunden) Waldweg Flurstück 123, Flur 10, Gemarkung Cho-
rin, weiter östlich grenzen ausgedehnte Waldflächen an 
im Süden: Flurstück 111, Flur 1, Gemarkung Sandkrug, tlw. bebaut, Erholungsgrundstück 
im Westen: Flurstück 109, Flur 1, Gemarkung Sandkrug, unbebaut, Offenlandflächen, tlw. mit Ge-
hölzen bestanden 
im Norden: asphaltbefestigter „Lieper Weg“ Flurstück 122, Flur 10, Gemarkung Chorin; weiter 
nördlich grenzen ausgedehnte Waldflächen an. 

2. Ausgangssituation 

2.1 Bebauung und Nutzung  

Ursprünglich als Ferienlager des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes (FDGB) der DDR errich-
tet und betrieben, wurden die 4 Bungalows und ein Wirtschaftsgebäude später vom damaligen Ei-
gentümer als Ferienunterkunft hergerichtet und bis zur Insolvenz des Unternehmens im Jahr 1997 
an Feriengäste vermietet. 
Danach blieb das Gelände weitestgehend ungenutzt und erlitt wie viele andere leerstehenden Ob-
jekte zur damaligen Zeit Vandalismus und Verfall. 
Vom jetzigen Eigentümer und Vorhabenträger wurde das Gelände kostenintensiv von Unrat beräumt 
und insbesondere die zugemüllten Bungalows entkernt, die überwiegend zerstörten Dächer aus As-
best abgetragen und ordnungsgemäß über einen Fachbetrieb entsorgt. 
 

2.2 Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung der Vorhabenfläche soll über den „Lieper Weg“ und vorhandener un-
befestigter Weggrundstücke erfolgen. Der „Lieper Weg“ ist von der L 200 (Angermünder Straße, 
Ortslage Sandkrug) auf einer Länge von 325 m öffentlich gewidmet.  
Vom „Lieper Weg“ bis zur Zufahrt auf die Vorhabenfläche werden die Flurstücke 123 und 64 der Flur 
10, Gemarkung Chorin, die im Eigentum des Landes Brandenburg stehen und vom Landesbetrieb 
Forst verwaltet werden, genutzt. 
Für die verkehrliche Erschließung der Vorhabenfläche ist ein Geh- und Fahrrecht erforderlich sowie 
die Eintragung einer Baulast. Der Entwurf eines Gestattungsvertrages liegt vor. 

2.3 Ver- und Entsorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit Strom ist durch einen, gemäß den Vorgaben des örtlichen 
Energieversorgers, installierten Elektroanschlusses gewährleistet. Dafür wurde ein neuer Zähleran-
schlusskasten gesetzt. 
Die Wasserversorgung soll durch den auf dem Grundstück vorhandenen alten Brunnen realisiert 
werden. Dieser Brunnen wurde bis zum Ende der damaligen Betreibung der Ferienhäuser zur Was-
serversorgung genutzt.  
Durch ein zugelassenen Fachunternehmen wurde der Brunnen geprüft, die Brunnendaten aufge-
nommen und die einwandfreie Funktion und ausreichende Versorgung für die Ferienunterkünfte be-
stätigt. Das Ergebnis der durchgeführten Trinkwasserprüfung weist die entsprechenden Anforderun-
gen der Trinkwasserverordnung in allen erforderlichen Parametern nach. Der Prüfbericht liegt vor. 
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Das anfallende Schmutzwasser soll in einer abflusslosen Sammelgrube zusammengeführt werden. 
Die Entsorgung erfolgt mobil durch den Zweckverband für Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung Eberswalde (ZWA). 

2.3.1 Wasserschutzgebiet 

Die Vorhabenfläche liegt innerhalb der Schutzzone III des Wasserschutzgebietes Eberswalde I. 
Gemäß dem aktuellen Stand des Fachgutachtens zur Neufestsetzung der Schutzzone, wird die Vor-
habensfläche außerhalb des neuen Wasserschutzgebietes liegen. 
Auf Grund der noch geltenden Rechtslage ergeben sich Nutzungseinschränkungen bzw. Verbote, 
die zu beachten sind. So sind in der Schutzzone III Maßnahmen, Bauten und Anlagen unzulässig, 
die Verunreinigungen des genutzten Grundwassers durch Mineralöl und Mineralölprodukte, durch 
radioaktive Substanzen sowie durch andere schwer eleminierbaren chemischen Stoffe hervorrufen. 
Das Einleiten und Versenken von Abwasser und Wasserschadstoffen ist ebenso untersagt. 
Nutzungsbeschränkungen sind im Wesentlichen bei landwirtschaftlichen Nutzungen (Einsatz von 
PSM, Düngung, Tierhaltung etc.) und industriellen Produktionen zu berücksichtigen.1 
 
Mit dem geplanten Vorhaben sind allerdings keine Nutzungen verbunden, die Verbote oder Nut-
zungsbeschränkungen der derzeit noch geltenden Rechtslage berühren. 

2.3.2 Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung ist gesichert durch Unterflurhydranten auf der vorhandenen öffentli-
chen Trinkwasserleitung mit der erforderlichen Löschwassermenge von 48 m³/h2. Der Unterflurhyd-
rant befindet sich in Höhe des östlichsten Wohnhauses nördlich des „Lieper Weges“, etwa 130 m 
zur Vorhabenfläche entfernt. 
Im Weiteren ist die Löschwasserversorgung über mobile Löschwasserbereitstellungen mittels 
Löschfahrzeuge der Kapazitäten TSF-Ws und LF 8/6 für den Erstangriff sowie LF 20/16 und TLF 
4000 als ergänzende bis vollwertig Löschwasserreserve gesichert. 

2.4 Natur, Landschaft, Umwelt 

Der Planbereich grenzt im Nordosten an Rotbuchenwälder mittlerer Standorte, im Osten an Kiefern-
forsten, mit Rotbuchen als Nebenbaumart, im Südwest an einen gemischten Baumbestand, über-
wiegend aus Kiefer, der weiter westlich an eine ruderale Wiese endet. Im Süden grenzt ein genutztes 
Wohngrundstück mit bungalowartiger Bebauung und Gartennutzung an. 
Der Planungsraum selbst weist neben den Gebäudefragmenten offene überwiegend gehölzfreie Ve-
getationsflächen auf, die auf Grund der anstehenden sandigen Bodenverhältnisse in die Kategorie 
ruderale Pionier- und Halbtrockenrasen einzuordnen sind. Die Freiflächen sind von mehreren, be-
reits stark verwitterten Baumstümpfen durchsetzt. 
Zu detaillierten Beschreibungen des Umweltzustandes wird auf die Ausführungen des Umweltbe-
richtes verwiesen. 

2.5 Eigentumsverhältnisse 

Eigentümer des Grundstücks, ist gleichzeitig der Vorhabenträger des geplanten Projektes. Das Ob-
jekt wurde vom Vorhabenträger 2020 käuflich erworben. 

 
1 Kreistagsbeschluss aus 1981 Nr. 87-14/1981; 3. Durchführungsverordnung zum Wassergesetz vom 2.Juli 
1982 (GBl I Nr. 26 S. 487) 
2 Aktenzeichen 05-001/2026-BV, Schreiben der Amtsverwaltung BCO vom 9.3.2026 
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3. Planungsbindungen 

3.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Die Plangebietsfläche befindet sich gemäß § 35 BauGB im baurechtlichen Außenbereich.  

3.2 Landes- und Regionalplanung 

3.2.1 Landesplanung 

Mit dem Schreiben der Amtsverwaltung vom 6. September 2023 wurde die Gemeinsame Landes-
planung Berlin-Brandenburg um die Mitteilung der Ziele der Raumordnung und der Landesplanung 
gebeten. 
Am 29.September 2023 teilte die Behörde mit, dass dem Vorhaben Belange der Raumordnung der-
zeit nicht entgegenstehen. 
„Die Gemeinde Chorin ist gemäß Z 3.1 Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Branden-
burg (LEP HR) kein Zentraler Ort sowie gemäß Z 3.3 LEP HR kein Grundfunktionaler Schwerpunkt. 
Für die Planung sind grundsätzlich folgende Ziele der Raumordnung maßgeblich: 
- Anschluss neuer Siedlungsflächen (Z 5.2 LEP HR) 
- Umwandlung von Wochenend- oder Ferienhausgebieten und von weiteren Siedlungsflächen (Z 5.3 
LEP HR) 
- Erweiterung von Streu- und Splittersiedlungen (Z 5.4 LEP HR) 
- Freiraumverbund (Z 6.2 LEP HR). 
Da sich die vorgesehene Planung aus dem Bestand heraus entwickeln soll und somit keine neue 
Siedlungsflächen bzw. eine Erweiterung einer Siedlungsfläche darstellt und nicht im Freiraumver-
bund liegt, stehen die Ziele Z 5.2, Z 5.3, Z 5.4 und Z 6.2 LEP HR der Planungsabsicht nicht entgegen. 
Insofern der Bebauungsplan somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wird und entspre-
chende Festsetzungen trifft, stehen Ziele der Raumordnung nicht entgegen.“ 
 

3.2.2 Regionalplanung 

Abbildung 4  
Ausschnitt Festlegungskarte des seit 23. Oktober 2024 
in Kraft getretenen integrierten Regionalplan Ucker-
mark-Barnim 
 
Lage des Plangebietes 
 
In der Festlegungskarte des Integrierten Regionalplans 
Uckermark-Barnim, liegt der Planungsraum im Bereich 
G.3.1 Vorbehaltsgebiet Tourismus in dem den Belan-
gen des Tourismus und der Erholung bei der Abwägung 
mit konkurrierenden raumbedeutsamen Funktionen 
oder Nutzungen ein besonderes Gewicht beizumessen 
ist. 

 

3.3 Landschaftsprogramm Brandenburg / Fortschreibung  

Gemäß Karte Sachlicher Teilplan "Landschaftsbild" Karte 3: Planung ist der Planstandort dem Land-
schaftsbildraum Nr. 10 - Schorfheide-Chorin mit einer hohen bis sehr hohe Bedeutung zugeordnet. 
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3.4 Flächennutzungsplanung 

Das Plangebiet ist im seit 2002 wirksamen gemeinsamen Flächennutzungsplan des ehemaligen 
Amtes Britz-Chorin als Sonderbaufläche mit Zweckbestimmung Freizeit/Erholung/Sport dargestellt 
(siehe Abbildung 3).  
Zu den amtsangehörigen Gemeinden des ehemaligen Amtes Britz-Chorin gehörten die Gemeinden: 
 

- Britz 
- Chorin mit den Ortsteilen:  

o Golzow 
o Neuehütte 
o Sandkrug 
o Senftenhütte 
o Serwest 
o Brodowin 

- Hohenfinow und  
- Niederfinow 

 
Abbildung 3 wirksamer FNP 

Auszug Gemeinsamer Flächennutzungs-

plan des ehemaligen Amtes Britz-Chorin, 

Teilplan Gemeinde Chorin, OT Sandkrug, 

Stand Genehmigung Juni 2002 

 
 
 
Planbereich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. Planungskonzept  

4.1 Ziele und Zwecke der Planung 

Zielstellung des Vorhabens ist die Stärkung und der Ausbau der touristischen Infrastruktur der Ge-
meinde Chorin, im Amtsbereich Britz-Chorin-Oderberg, durch die Schaffung weiterer Übernach-
tungsmöglichkeiten bzw. der Etablierung von Ferienunterkünften. Vorgesehen ist eine Maximalaus-
lastung von 16 Betten. Das entspricht bei den 4 Bungalows je 2 Feriengäste + ggf. 2 Kinder.  
Der Planstandort wird dafür als besonders geeignet gesehen. Eine bauliche Prägung aus vergan-
gener Nutzung als Ferienobjekt ist bereits gegeben, somit werden keine neuen Naturressourcen in 
Anspruch genommen. Mit einem Regelfall von 8 Feriengästen ist ein sensibler und schonender Um-
gang mit der Natur am Planstandort gewährleistet.  
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Darüber hinaus ist der Vorhabenstandort, mit Lage am „Lieper Weg“, unmittelbar an einen überre-
gionalen Radwanderweg angebunden bzw. führt der Wanderweg „Rund um die Schorfheide“ gemäß 
„reiseland-brandenburg.de, ausgezeichnet als „Deutschlands Schönster Wanderweg 2022“ in der 
Kategorie Mehrtagestouren, am Planstandort vorbei. 
Von hier aus können z.B. die Barnimer-Dreieck-Tour oder die Zisterzinsertour befahren werden.  
Im Weiteren bieten die ausgedehnten Waldgebiete und die vielfältige Seenlandschaft neben zahl-
reichen Sehenswürdigkeiten in der Region aktive als auch passive Freizeit- und Erholungsmöglich-
keiten. 
 

4.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Das Planvorhaben steht nicht im Widerspruch zu den Darstellungen des Flächennutzungsplanes, in 
dem die Planfläche als Sonderbaufläche Sport/Freizeit/Erholung dargestellt ist. Demgemäß ist das 
Vorhaben aus dem FNP entwickelt.  
Im Rahmen des Planverfahrens des 1998 aufgestellten gemeinsamen Flächennutzungsplanes der 
Gemeinden des ehemaligen Amtes Britz-Chorin wurden durch den Verordnungsgeber des LSG „Bi-
osphärenreservat Schorfheide-Chorin“ die Darstellungen der Bauflächen geprüft. Mit dem Schreiben 
vom 03.04.2001 mit Geschäftszeichen N3§72/BAR-EW-285 hat das MLUR entschieden, dass die 
beabsichtigten Darstellungen des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Chorin – mit Ausnahme 
der Darstellungen der Flächen am Hüttenweg und am Golzower Weg innerhalb der Ortslage Chorin, 
nicht im Widerspruch zum Schutzzweck der Verordnung über das Biosphärenreservat „Schorfheide-
Chorin“ stehen. 
Der Entscheidung folgend, stehen demgemäß die dargestellten Flächennutzungen im Ortsteil Sand-
krug, in welchem sich das Vorhaben als dargestellte Sonderbaufläche mit Zweckbestimmung „Sport 
/ Freizeit / Erholung befindet, nicht im Widerspruch zum Schutzzweck der Verordnung über das 
Biosphärenreservat „Schorfheide-Chorin“ und wurden in ihrer Nutzungsdarstellung genehmigt. 

5. Planinhalte (Abwägung und Begründung) 

5.1 Nutzung der Baugrundstücke 

Der Vorhabenträger plant, die vorhandenen Gebäudestrukturen zu sanieren und als vier Ferienbun-
galows mit einem zugeordneten Wirtschaftsgebäude wieder in Betrieb zu nehmen. Es sind 4 Ge-
bäude mit einer genutzten Grundfläche von je ca. 66 m² (einschließlich Fahrradstellplatz und Ter-
rasse) und einem Wirtschaftsgebäude mit einer Grundfläche von 36 m² vorgesehen. Die Beheizung 
der Räumlichkeiten sowie die Warmwasserbereitung soll ausschließlich elektrisch erfolgen.  

Abbildung 4 Grundriss Ferienbungalow 
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Neben einer erforderlichen Zufahrt, die an den östlich gelegenen Weg anschließt, sollen 6 teilbefes-
tigte Stellflächen für PKW´s südlich des Wirtschaftsgebäudes angelegt werden. Zwei der Stellplätze, 
sollen mit einer PKW-E-Ladesäule ausgestattet werden bzw. sind Lademöglichkeiten für E-Bikes 
vorgesehen. Die Möglichkeit einer Überdachung der Stellflächen (Carport) soll für einen späteren 
Zeitpunkt zulässig sein. 
Bungalow 2 und 3, die sich unmittelbar an der Zufahrt befinden, erhalten einen eigenen PKW-Stell-
platz an der östlichen Gebäudeseite. 
Im Wirtschaftsgebäude, auf dessen Dach eine Photovoltaik-Anlage geplant ist, soll neben dem 
Hausanschlussraum (HAR) und einem Lagerraum ein barrierefreier Waschraum entstehen. 
Jede der vier Bungalows erhält eine Terrasse und einen überdachten Fahrradstellplatz. 
Zuwegung und Stellflächen sollen luft- und wasserdurchlässig befestigt werden. Die Einfriedung des 
Geländes soll mittels Wildschutzzaun und ggf. zusätzlich mit einer Benjeshecke erfolgen. 
 

5.1.1 Art der Nutzung 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 10 Absatz 4 BauNVO) 

 
Die Planfläche wurde zeichnerisch als Ferienhausgebiet gemäß § 10 Absatz 4 BauNVO festgesetzt.  
Folgende textliche Festsetzungen wurden für das Ferienhausgebiet getroffen: 

TF1.1) Im festgesetzten Ferienhausgebiet gemäß § 10 Abs. 4 BauNVO 
sind zulässig: 
- Ferienhäuser  
- die dem Ferienhausgebiet dienenden Nebenanlagen für den Zweck der  

Ver- und Entsorgung (Schmutzwassersammelgrube, Müllplatz u.ä),  
- ein gebietsbezogenes Wirtschaftsgebäude  
- überdachte PKW- und Fahrradstellplätze für den durch die Nutzung verursachten  

Bedarf sowie deren Zuwegung 
- Einfriedungen zur Sicherung des Vorhabengebietes 

 
Unzulässig sind: 
- Garagen 
- Läden 
- Schank- und Speisewirtschaften 
- Grill- und Feuerplätze 

 
§ 10 Absatz 4 BauNVO:  
In Ferienhausgebieten sind Ferienhäuser zulässig, die aufgrund ihrer Lage, Größe, Ausstattung, 
Erschließung und Versorgung für den Erholungsaufenthalt geeignet und dazu bestimmt sind, über-
wiegend und auf Dauer einem wechselnden Personenkreis zur Erholung zu dienen. Im Bebauungs-
plan kann die Grundfläche der Ferienhäuser, begrenzt nach der besonderen Eigenart des Gebiets, 
unter Berücksichtigung der landschaftlichen Gegebenheiten festgesetzt werden. 
 
Die Festsetzung stellt darauf ab, dass nur die Ferienbungalows einschließlich der zwingend erfor-
derlichen Nebenanlagen, Stellflächen und die Zufahrt auf das Grundstück zulässig sind. Garagen, 
Läden (dazu zählend auch Kioske) Schank- und Speisewirtschaften sind an diesem Standort nicht 
erwünscht. Hierfür sind in der Ortschaft Sandkrug ausreichend potenzielle Kapazitäten gegeben. 
Die Einrichtung von Grill- und Feuerplätzen ist auf Grund der Waldrandlage grundsätzlich ausge-
schlossen. 
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Zu den Nebenanlagen, die dem Ferienhausgebiet dienen, zählen die Trinkwasserversorgungsan-
lage (Brunnen), die Schmutzwassersammelgrube, der vorgesehene Müllplatz einschließlich dessen 
Einhausung sowie die erforderlichen Leitungen und Anlagen (ggf. Verteilerschrank, Schachtanlagen 
u. ä.) für Strom, Trink- und Schmutzwasser. 
Weitere Nebenanlagen sind auf der Vorhabenfläche nicht erforderlich. Es ist üblich, dass Dienstleis-
tungsunternehmen, die zur Pflege der Grünflächen beauftragt werden, entsprechende Gerätschaf-
ten mitführen, so dass z.B. ein Geräteschuppen nicht erforderlich ist. Die Aufstellung von Spielgerä-
ten wird für insgesamt 4 Ferienbungalows für nicht erforderlich gehalten und ist daher nicht beab-
sichtigt. 
Die vorgesehenen, dem Bungalow vorgelagerte Terrassen sowie die überdachte Fahrradstellplätze 
werden der Hauptanlage zugeordnet und werden nicht als Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO gesehen.  
 

TF1.2) Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans. 

Mit der TF 1.2 wird klargestellt, dass der Vorhaben- und Erschließungsplan Bestandteil des Vorha-
benbezogenen Bebauungsplans (VBP) ist. Dies ergibt sich aus der Regelung des § 12 Abs. 3 
BauGB. 
Der Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) ist eines der drei notwendigen Elemente des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans; sein Vorliegen sowie seine Aufnahme in den Satzungsbeschluss 
sind essenzielle und unabdingbare Wirksamkeitsvoraussetzung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans nach § 12 BauGB. 
Das Vorhaben, dessen bauplanungsrechtliche Zulässigkeit durch einen vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan begründet werden soll, muss Gegenstand des VEP, des Durchführungsvertrages und 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sein. Daraus ergibt sich, dass VEP und VBP sowie 
Durchführungsvertrag inhaltlich aufeinander abgestimmt sein müssen und sich nicht widersprechen 
dürfen.  
Dabei ist es zulässig, dass – wie hier vorgenommen – der vorhabenbezogene Bebauungsplan das 
im VEP detailliert dargestellte Vorhaben in abstrakte Plandarstellung übersetzt; aus dieser Überset-
zung dürfen keine Widersprüche resultieren. 
Der VEP für das Vorhaben wird als eigenständiges Plandokument ausgefertigt; konkrete Anforde-
rungen an die Form eines VEP bzw. die einzuhaltenden Formalien enthält § 12 BauGB nicht. Es gilt 
lediglich: Der VEP ist nicht an das Regelwerk des § 9 BauGB bzw. der BauNVO sowie der PlanZV 
gebunden. 

5.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 (4), § 16 (2) Nr. 4 BauNVO 

 

Im vorliegenden Planentwurf wurde als Maß der baulichen Nutzung die Größe der Grundflächen der 
baulichen Anlagen (GR) mit 800 m² sowie die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt. 
Mit der zulässigen GR wird absolut festgelegt, dass nicht mehr als 800 m² innerhalb der Vorhaben-
fläche mit baulichen Anlagen überbaut sein darf. 
In die zulässige Grundfläche der baulichen Anlagen sind sämtliche bauliche Anlagen, die als solche 
im § 2 in der Brandenburgischen Bauordnung definiert sind, einzurechnen. Dies betrifft neben den 
Ferienbungalows und dem Wirtschaftsgebäude also auch die geplanten Stellplätze, Zuwegungen 
und Versorgungsanlagen. 
Die festgesetzte GR von 800 m² liegt unterhalb dem Orientierungswert für Ferienhausgebiete des  
§ 17 BauNVO, die mit einer 40 % Überbaubaubarkeit der baulichen Bezugsfläche (GRZ 0,4) ange-
geben wird. Anhand der Darstellungen im Vorhaben- und Erschließungsplan beträgt die Grundfläche 
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der baulichen Anlagen gemäß digitalem Flächenabgriff 785 m² und würde einer GRZ von etwa 0,31 
entsprechen. 
 

TF2.1) Die Überschreitung der zulässigen Grundfläche gemäß dem § 19 Absatz 4 Satz 2 der 
BauNVO ist unzulässig. 

Die überbaubare Grundfläche wurde mit 800 m² festgesetzt. Darin sind alle Grundflächen der erfor-
derlichen baulichen Anlagen erfasst. 
Im Sinne des schonenden Umgangs mit dem Schutzgut Boden sowie der Lage im Landschafts-
schutzgebiet soll die Überschreitungsmöglichkeit, die sich aus § 19 Absatz 4 Satz 2 der BauNVO 
ergibt, unzulässig sein. 
 

TF2.2) Die Höhe der baulichen Anlagen darf 4 m über dem festgesetzten Höhenbezugspunkt 
nicht überschreiten. 

Auf Grund der Empfindlichkeit des Orts- und Landschaftsbildes im Biosphärenreservat Schorfheide-
Chorin wurde für die Gebäude (Ferienhäuser und Wirtschaftsgebäude) eine maximale Gebäude-
höhe festgesetzt. Der Höhenbezugspunkt gründet sich aus der Oberkante Fertigfußboden (OKFF) 
des Projektes. 
 

TF2.3) Die Höhe der Zaunanlagen zur Einfriedung der Vorhabensfläche darf 1.80 m über der 
natürlichen Geländeoberfläche nicht überschreiten. 

Der Vorhabenträger sieht die Einfriedung der Vorhabenfläche mit einem Wildschutzzaun vor.  
Die Festsetzung einer maximalen Zaunhöhe von 180 cm sowie die Ausführung als Wildschutzzaun 
ist aus städtebaulichen und naturschutzfachlichen Gründen erforderlich. Das Plangebiet befindet 
sich innerhalb des Biosphärenreservates Schorfheide‑Chorin und liegt in unmittelbarer Waldrand-
lage. Damit bestehen besondere Anforderungen an den Schutz der umgebenden Natur- und Land-
schaftsräume sowie an die Minimierung von Störungen für wildlebende Tierarten. 
 

5.2 Überbaubare Grundstücksfläche 

Rechtsgrundlage: § 23 Absatz 5 BauNVO 

Die überbaubare Grundstücksfläche wurde durch Baugrenzen bestimmt. Die Baugrenze wurde un-
mittelbar um die einzelnen Bungalows und dem Wirtschaftsgebäude festgesetzt. Die zulässige An-
zahl der Gebäude beschränkt sich somit auf den baulichen Bestand (ein Wirtschaftsgebäude + vier 
Ferienbungalows). 
 

TF3.1) Auf der nicht überbaubaren Grundstücksfläche sind zulässig: 
- Überdachte und nicht überdachte Stellplätze für PKW,  
- die den Stellplätzen zugeordneten E-Ladestationen,  
- Zuwegungen befahrbar und nicht befahrbar,  
- Anlagen und Leitungen für die Ver- und Entsorgung sowie Einfriedungen 

Die Festsetzung stellt sicher, dass die erforderlichen Stellflächen, Verkehrsflächen und zulässigen 
Nebenanlagen außerhalb der Baugrenze (auf der nicht überbaubaren Grundstücksfläche) zulässig 
sind. 

5.3 Begrünung 

Auf Grund dessen sich der Planstandort im Landschaftsschutzgebiet „Biosphärenreservat Schorf-
heide-Chorin“ befindet, soll die Gestaltung der Freiflächen möglichst naturnah, dem Standort ange-
passt und die Nutzung der Flächen möglichst schonend erfolgen.  
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Der Gehölzbestand soll als Lebens- und nahrungsraum für Vögel, Insekten, kleinen Säugetieren u.a. 
erhalten bleiben. Die Gehölze spenden Schatten, kühlen die Umgebung und verbessern das Mikro-
klima, was die Erholungsqualität für Feriengäste sichert und die Naturverbundenheit fördert. 
So sind 20 vorhandene Bäume mittels Planzeichen 13.2 Anlage 1 der PlanZV zeichnerisch als zu 
erhaltende Bäume festgesetzt worden. Eine Fällung ist nur aus Gründen der Verkehrssicherung 
zulässig. Natürlich abgängige Bäume müssen nicht zwingend ersetzt werden. 
 
Die textliche Festsetzung: 

TF4.1) Die nicht überbauten Flächen sind als Magerrasen zu entwickeln. Düngergaben sind 
unzulässig. Anpflanzungen standortgerechter gebietsheimischer Gehölze sind zulässig. 

soll regeln, dass die Flächen dauerhaft nährstoffarm bleiben und keine intensive Nutzung gewünscht 
ist. Klarstellend wurde hinzugefügt, dass die Anpflanzung von Gehölzen zulässig ist. 
Unter „Magerrasen“ sind Vegetationsbestände aus zweikeimblättrigen (Stauden) und einkeimblätt-
rigen (Gräser) Pflanzen zu verstehen, die auf nährstoffarmen, trockenen zumeist sandigen Böden 
vorkommen.  
Hinsichtlich standortgerechter gebietsheimischer Gehölze wird auf die Anlage 1 des Gehölzerlass 
Brandenburg vom 15. Juli 2024 verwiesen. 

5.4 Versickerung von Niederschlagswasser  

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 54 Abs. 4 BbgWG 
 

TF5.1) Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser (einschl. Dachflächen und sons-
tige (teil)befestigte Flächen) ist auf dem Grundstück zu versickern.  

 
Die Festlegung dient dem Schutz des Wasserhaushalts, in dem kein Niederschlagswasser aus dem 
Plangebiet abgeführt werden darf. 

5.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft  

Rechtsgrundlage: § 9 Absatz 1 Nr. 20 BauGB) 

 
TF6.1) Die Zufahrt, Stellplätze und sonstigen Fahr- und Gehwege sind in wasser- und luft-
durchlässigem Aufbau herzustellen. 

 
Die Festlegung dient der Minderung der Beeinträchtigung der allgemeinen Bodenfunktion. 
 

TF6.2) Innerhalb der Vorhabenfläche sind 2 regionale, standortgerechte Obstbäume der 
Baumschulqualität: Hochstamm STU 10-12 cm, Stammhöhe 180 bis 220 cm, Krone mit min-
destens drei ausgebildeten Leitästen, zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige, 
abgestorbene oder erheblich geschädigte Bäume sind unverzüglich, spätestens jedoch in 
der folgenden Pflanzperiode, durch gleichwertige Bäume gleicher Qualität zu ersetzen. 

 
Die innerhalb der Vorhabenfläche beiden anzupflanzenden Gehölze dienen dem funktionalen Aus-
gleich für den unvermeidbaren Eingriff in das Schutzgut Boden. 
 

TF6.3) Innerhalb der Maßnahmenflächen sind Habitatkomplexe aus natürlichen Materialien 
wie Totholzhaufen (Stammholz, Stubben) und Feldsteine in Kombination mit sandigen Erd-
haufen einzubringen. Die Größe eines Habitats soll mindestens 9 m² betragen. Innerhalb der 
Fläche M1 sind mindestens drei und innerhalb der Fläche M2, ist mindestens ein Habitat-
komplex herzustellen. Die Maßnahmenflächen sind durch naturnahe Elemente (z. B. 
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Totholzriegel, Steinriegel) sichtbar von den übrigen Vorhabenflächen abzugrenzen, ohne die 
Durchwanderbarkeit für Zauneidechsen einzuschränken. Das Betreten und Befahren sind 
unzulässig, ausgenommen für Pflege- und Kontrollmaßnahmen. Die konkrete Beschreibung 
zur Ausführung der Maßnahmen ist dem Umweltbericht zu entnehmen. 

 
Die festgesetzten Maßnahmenflächen dienen der Entwicklung funktionsfähiger Ganzjahreslebens-
räume für die Zauneidechse (Lacerta agilis). Die zu errichtenden Habitatkomplexe sichern dauerhaft 
die Erhaltung der lokalen Zauneidechsenpopulation. Die Festlegungen resultieren aus artenschutz-
rechtlichen Vorgaben. 
 

5.6 Gestaltung 

Rechtsgrundlage: § 9 Absatz 4 BauGB i.V.m. § 87 BbgBO 

 
TF7.1 Die Zaunanlage zur Einfriedung der Vorhabenfläche soll landschaftsangepasst, licht-
durchlässig, aus Materialien wie Holz, Drahtgeflecht (z.B. Wildschutzzaun) sein. 

 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Biosphärenreservates Schorfheide‑Chorin und liegt in 
unmittelbarer Waldrandlage.  
Die Ausführung als Wildschutzzaun gewährleistet eine optisch zurückhaltende, naturnahe Gestal-
tung, die sich in die Waldrandkulisse einfügt. 

5.7 Hinweise 

Im Rahmen des Planverfahrens wurden seitens der beteiligten Institutionen folgende Hinweise vor-
gebracht: 
 
Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum: 
Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, wie Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holz-
pfähle oder -bohlen, Tonscherben, Metallsachen, Münzen, Knochen u.ä. entdeckt werden, sind 
diese unverzüglich dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches 
Landesmuseum, Abteilung Archäologie, unter der o.g. Adresse und der unteren Denkmalschutzbe-
hörde des Landkreises anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG). Die entdeckten Bodendenkmale 
und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige in unverändertem 
Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 
3 BbgDSchG). Funde sind unter den Voraussetzungen der §§ 11 Abs. 4, 12 BbgDSchG abgabe-
pflichtig. Die Bauausführenden sind über diese gesetzlichen Festlegungen zu informieren. 
 

5.8 Planstatistik 

 
Tabelle 1 Flächenbilanz VBP 

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 2.557 m² 

Sondergebietsfläche (SO FH) 2.557 m² 

zulässige Grundfläche 800 m² 800 m² 

Maßnahmenflächen (M1 und M2) 820 m²  
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Tabelle 2 Flächenbilanz VEP 

Gebäude (Ferienbungalows einschließlich Terrassen, Fahrradstellplatz und Wirt-
schaftsgebäude) 

345 m² 

Ver- und Entsorgungsanlagen (Müllplatz, Abwassersammelgrube, E-Schrank, 
Brunnen) 

20 m² 

Stellflächen PKW und Zufahrt (teilbefestigt) 395 m² 

Wegeflächen (unbefestigte Laufflächen) 27 m² 

Grünflächen,  

davon Maßnahmeflächen: 

1.770 m² 

820 m² 

 

5.9 Durchführungsvertrag 

Der Durchführungsvertrag gemäß § 12 BauGB regelt die Verpflichtung des Vorhabenträgers zur 
vollständigen und fristgerechten Realisierung des Vorhabens sowie zur Herstellung der erforderli-
chen Erschließungsanlagen. Er enthält Bestimmungen zur Durchführung des Vorhabens, zur Über-
nahme der Erschließungs- und Planungskosten, zur Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen, zur 
Sicherstellung der Finanzierung sowie zu Fristen, Sicherheiten und Rücktrittsrechten. Der Vertrag 
stellt sicher, dass die Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ordnungsgemäß 
umgesetzt werden. 
 
Der Vertrag enthält eine detaillierte Beschreibung des geplanten Vorhabens, insbesondere: 
- die Instandsetzung und Modernisierung der fünf bestehenden Gebäude, 
- die zulässige Nutzung der Gebäude (Ferienhausnutzung), 
- die Einordnung der Gebäude in die Waldrandlage, 
- die Sicherstellung, dass keine Erweiterung der Grundflächen erfolgt, 
- die Einhaltung der Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 
 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Herstellung bzw. Sicherstellung der erforderlichen Er-
schließung, insbesondere: 
- Zuwegung und verkehrliche Erschließung, 
- Wasser- und Abwasserversorgung, 
- Energieversorgung  
Die Kosten der Erschließung trägt vollständig der Vorhabenträger. 
Damit wird gewährleistet, dass das Vorhaben präzise definiert und planungsrechtlich eindeutig zu-
geordnet ist. 
 
Aufgrund der Lage in Waldrandnähe und der artenschutzrechtlichen Belange enthält der Vertrag 
Regelungen zur Umsetzung der im Umweltbericht festgelegten Maßnahmen, insbesondere: 
- Erhalt und Pflege der Vegetationsstrukturen (Baumbestand), 
- Umsetzung der Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
- Umsetzung der lebensraumerhaltenden Maßnahmen für Reptilien 
- Einhaltung der Bestimmungen nach Landeswaldrecht innerhalb der Waldabstandsflächen von 50 
m  
Der Vorhabenträger übernimmt die Kosten und die Verantwortung für die Umsetzung und Pflege 
dieser Maßnahmen. 
 
 



Gemeinde Chorin VBP "Instandsetzung und Modernisierung Ferienobjekt" OT Sandkrug ENTWURF 
-Begründung- 
 

 
Seite 18 von 21 

 

Der Vertrag legt verbindliche Fristen fest für: 
- den Beginn der Instandsetzungsmaßnahmen, 
- den Abschluss der baulichen Maßnahmen, 
- die Umsetzung der landschaftspflegerischen Maßnahmen, 
Damit wird sichergestellt, dass das Vorhaben zeitnah und vollständig realisiert wird. 
 
Der Vorhabenträger übernimmt: 
- die Kosten des Bauleitplanverfahrens, 
- die Kosten der Gutachten und Fachbeiträge, 
- die Kosten der Erschließung (im Wesentlichen sind das die Gebühren für Gestattung und Baulast) 
- die Kosten der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie der Artenschutzmaßnahmen 
Die Gemeinde wird finanziell nicht belastet. 
 
Zur Absicherung der vertraglichen Verpflichtungen kann der Vorhabenträger verpflichtet werden, 
geeignete Sicherheiten zu leisten, z. B.: 
- Bankbürgschaften, 
- Garantien, 
- andere finanzielle Sicherungsinstrumente. 
Dies dient der Absicherung der Gemeinde für den Fall der Nichterfüllung. 
 
Die Gemeinde Chorin verpflichtet sich u. a.: 
- das Bauleitplanverfahren ordnungsgemäß durchzuführen, 
- notwendige Abstimmungen mit Fachbehörden vorzunehmen, 
- die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung des Vorhabens zu schaffen. 
 
Der Vertrag enthält Regelungen für den Fall, dass der Vorhabenträger seine Verpflichtungen nicht 
erfüllt, z. B.: 
- Vertragsstrafen (für unterlassene naturschutzrechtliche Maßnahmen) 
- Rücktrittsrechte der Gemeinde, 
- Regelungen zur Übertragung des Vorhabens auf Dritte. 
- Regelungen zu Fristverlängerungen der Durchführung des Vorhabens 
Damit wird die Verbindlichkeit der Umsetzung sichergestellt. 

6. Umweltbericht  

Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a ist eine Umweltprüfung durch-
zuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in ei-
nem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Grundlegend bezieht sich die durchzufüh-
rende Umweltprüfung auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten 
Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessener Weise ver-
langt werden kann. 
Die Gemeinde legt dazu für den Bebauungsplan fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad 
die Ermittlung der Belange für die Abwägung erforderlich ist.  
Zum Detaillierungsgrades der Umweltprüfung wurden die Träger öffentlicher Belange und sonstiger 
Behörden im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung um eine Aussage gebeten, um den Be-
langen des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege gerecht zu werden. 
Der Umweltbericht ist als gesonderter Bestandteil der Planunterlage beigefügt. 
 
Im Zuge der Baumaßnahme werden Zufahrtswege, Stellflächen und Terrassen sowie überdachte 
Fahrradstellplätze hergestellt. Damit ist eine Inanspruchnahme von Böden und Biotopen allgemeiner 
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Bedeutung für den Landschaftshaushalt verbunden. Die Verkehrsflächen sollen wasser- und luft-
durchlässig befestigt werden. 
Orts- und Landschaftsbild werden mit Instandsetzung der Gebäude und Gestaltung der Freianlagen 
aufgewertet. Relevanten Schadstoffeinträge oder Immissionen, die mit der zukünftigen Nutzung als 
Ferienwohnungen in Verbindung stehen sind nicht zu erwarten. 
Die Berührung artenschutzrechtliche Belange, insbesondere in der Bauphase, ist nicht grundsätzlich 
auszuschließen, jedoch können durch geeignete Vermeidungsmaßnahmen Verstöße gegen gelten-
des Recht abgewendet werden. 

7. Alternativenprüfung 

Standortalternativen / Ausführungsvarianten  
Gemäß den Darstellungen im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Chorin mit den Orts-
teilen Brodowin, Chorin, Golzow, Neuehütte, Sandkrug, Senftenhütte und Serwest sind keine weite-
ren Sonderbauflächen oder Sondergebietsflächen mit der Zweckbestimmung „Freizeit/Erho-
lung/Sport“ dargestellt. Planungsrechtliche Voraussetzungen für eine geeignete und realisierbare 
Standortalternative zur Umsetzung des Vorhabens sind in dieser Hinsicht nicht gegeben. 
Bereits bei Aufstellung des gemeinsamen Flächennutzungsplanes der damaligen amtsangehörigen 
Gemeinden des Amtes Britz-Chorin wurde im Rahmen des Planverfahrens hinreichend geprüft und 
abgewogen, welche Flächen und Standorte sich für die Entwicklung für Nutzungen sportlicher Zwe-
cke sowie der Erholung und Freizeitbeschäftigungen eignen. 
 
Die im Planungskonzept unter Punkt 3 und der Baubeschreibung unter Punkt 4 erläuterte Vorha-
bensausführung zielt darauf ab, die vorhandenen Naturressourcen, insbesondere das Schutzgut 
Boden, nur in dem Maß zu beanspruchen, welches für eine sichere und ordnungsgemäße vorha-
bensorientierte Nutzung zwingend notwendig ist. Ziel des Vorhabens ist Feriengästen die Möglich-
keit zu geben, sich in natürlicher Umgebung zu erholen, ohne die Natur selber übermäßig zu bean-
spruchen. 
Das Plangrundstück befindet sich in direkter Nähe zum Radweg ‚Tour Brandenburg‘ und unweit 
mehrerer Wanderrouten, wie z.B. den prämierten Rundwanderweg ‚Rund um die Schorfheide‘. Die 
Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr wird als ‚gut‘ eingestuft, da sowohl die Anreise 
mit der Bahn über den Bahnhof Chorin als auch die Busverbindung auf einer der Hauptstrecken der 
regionalen Busgesellschaft gewährleistet ist. Am Standort sind zudem Parkflächen ebenso wie La-
demöglichkeiten für E-Bikes und E-PKW geplant. 
 
Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses 
Um gesund, leistungs- und arbeitsfähig zu bleiben bedarf es neben einiger anderer Faktoren (Er-
nährung, Bewegung etc.) ausreichend Erholung.  
Die Reiseregion „Barnimer Land“, in dem sich das Vorhabensgebiet befindet, liegt gemäß Aussage 
der WITO in puncto Bettenangebot im unteren Mittelfeld im Vergleich zu allen Reisegebieten Bran-
denburgs. Mit der Umsetzung des Planvorhabens werden die Belange des Tourismus und der Er-
holung berücksichtigt.  
Mit der Etablierung des Planstandortes als Feriendomizil, die mit der ansehnlichen Herrichtung der 
vorhandenen Bausubsatz einhergeht, wird das Orts- und Landschaftsbild am Ortsrand von Sand-
krug erheblich aufgewertet. Die jahrelang vernachlässigte und als Müllplatz zweckentfremdete Flä-
che wird einer sinnvollen und anspruchsvollen Nachnutzung zugeführt. 
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8. Verfahren 

Mit dem Beschluss CH-025/2022 hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Chorin am 31.05.2022 
die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Instandsetzung und Modernisierung 
Ferienobjekt" im OT Sandkrug gem. § 12 BauGB beschlossen. 
 
Die Anfrage nach den Zielen der Raumordnung und der Landesplanung erfolgte mit Schreiben vom 
06.09.2023. Die Mitteilung der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung, dass die Planungsabsicht 
den Belangen der Raumordnung dato nicht entgegenstehen erging mit Datum vom 29.09.2023.  
 
Die Vorhabenfläche liegt innerhalb der Zone III des Landschaftsschutzgebietes Biosphärenreserva-
tes Schorfheide-Chorin. Mit Schreiben vom 14.09.2023 teilte die untere Naturschutzbehörde auf An-
frage mit, dass nach Punkt 2.1 des Erlasses des MLUL zur Zuständigkeit bei Bauleitplänen in Land-
schaftsschutzgebieten vom 22.09.2017, das geplante Vorhaben als Einzelvorhaben zu betrachten 
ist und daraufhin über das Vorliegen einer Befreiungslage die untere Naturschutzbehörde entschei-
det. 
Der Vorentwurf, in der Fassung vom 22. Februar 2025, wurde auf der Sitzung am 27.03.2025 von 
der Gemeindevertretung Chorin gebilligt und zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung bestimmt. 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Absatz 1 BauGB), der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange (§ 4 Absatz 1 BauGB) sowie die Abstimmung mit den Nachbargemein-
den gemäß § 2 Absatz 2 BauGB erfolgte im Zeitraum vom 28.04.2025 bis einschließlich 30.05.2025. 
Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten Einwände, Hinweise und Anregungen 
wurden ausgewertet und bei der Erarbeitung der Entwurfsunterlagen berücksichtigt.  
Die zur Beurteilung einer Befreiungslage erforderlichen Angaben wurden der Entwurfsunterlagen 
des VBPs beigefügt. Hierzu zählten insbesondere die Auswertung der Untersuchungen des Vorha-
bengebietes auf das Vorhandensein von Zaun- und Waldeidechsen. 

9. Abwägungsvorgang 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gingen verschiedene Stellungnahmen ein. Diese wurden inhaltlich geprüft, fach-
lich bewertet und in tabellarischer Form zusammengestellt. Die Tabelle ist der Planbegründung als 
Anlage 1 beigefügt. 
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10. Rechtsgrundlagen 

Der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes liegen folgende Rechtsvorschriften und 
Gesetzte zu Grunde: 
 
- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017  
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 5 G v. 22.12.2025 I Nr. 348 3 
 
- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176) 
 
- Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) In der Fassung der Bekanntmachung vom  
15. November 2018 (GVBl.I/18, [Nr. 39]), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. September 2023 
(GVBl.I/23, [Nr. 18])  
 
- Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) 
 
- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Art. 48 G v. 23.10.2024 I Nr. 323 
 
- Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (BbgNatSchAG) vom 
21. Januar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 03, ber. (GVBl.I/13 Nr. 21)]), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2025 (GVBl.I/25, [Nr. 17]) 

Verwendete Literatur / Daten 

 
- Bauantragsunterlagen, Stand 21.07.2021 

Instandsetzung und Modernisierung von 4 Bungalows und einem Wirtschaftsgebäude zum Zwecke 

der Erholung und Neubau einer abflusslosen Sammelgrube 

 
- Integrierter Regionalplan Uckermark-Barnim,  

Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim 
 

- Gemeinsamer Flächennutzungsplan des ehemaligen Amtes Britz-Chorin, Teilplan 
Sandkrug 

 
- Landschaftspflegerischer Fachbeitrag, Subatzus & Bringmann GbR, Dörrwalde 

27.04.2022 
zum Bauantrag 

 
 
 

 
3 Hinweis: Änderung durch Art. 5 G v. 22.12.2025 I Nr. 348 textlich nachgewiesen, dokumentarisch noch nicht 
abschließend bearbeitet 
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Auswertungsmaterial zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB, der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan (VBP) "Instandsetzung und Modernisierung Ferienobjekt" im OT Sandkrug  

Zum Vorentwurf Planstand: 20. Februar 2025 

 
Im Rahmen der Behördenbeteiligung sind insgesamt 26 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange mit dem Schreiben vom 28.04.2025 beteiligt wor-

den. 

Im Weiteren wurden folgende Nachbargemeinden beteiligt: 

Gemeinde Schorfheide 

Amtsfreie Stadt / Kommune: Stadt Eberswalde 

Amtsfreie Stadt / Kommune: Stadt Angermünde 

Die beteiligten Institutionen wurden gebeten, ihre Anregungen und Hinweise bis zum 30.05.2025 vorzubringen. 

Eingegangen sind insgesamt 19 Stellungnahmen von Behörden bzw. Trägern öffentlicher Belange und 2 kommunale Stellungnahmen. 

 

 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB fand durch Offenlage des Vorentwurfes in der Zeit vom 28.04.2025 bis einschließlich 30.05.2025 in 

der Amtsverwaltung des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, während der Dienstzeiten sowie über die Homepage des Amtes Britz-Chorin-Oderberg zu jedermanns 

Einsicht statt. Es ist eine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen. 
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Nr. STELLUNGNAHME Berücksichtigung im Entwurf / Begründung 

 

1 Stellungnahme Landkreis Barnim vom 28.5.2025 

Pkt 1.1 
LK-Barnim 
UNB 

Einwendung 
Untere Naturschutzbehörde 
Das Vorhaben verstößt gegen § 6 der Verordnung über das Biosphä-

renreservat SchorFeide-Chorin (Errichtung baulicher Anlagen und 

Grünlandumbruch). Gemäß Punkt 3.1.1. des Erlasses des Ministeri-

ums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und LandwirtschaH (MLUL) 

über die Zuständigkeit bei der Bauleitplanung vom 22. September 
2017 wurde durch die UNB festgestellt, dass es sich hier um ein Planen 

in die Befreiungslage handelt. 

Die vorliegenden Unterlagen reichen für ein abschließende Prüfung 

durch die UNB nicht aus und sind gemäß dem Schreiben an das Amt 

Britz-Chorin-Oderberg vom 12.03.2025 (Az: 10323-25-100) zu ergän-

zen. 

Schreiben der UNB vom 12.03.2025 (Az: 10323-25-100) 

eine abschließende Beurteilung für das Planen in die Befreiungslage 

kann außerhalb bzw. vor der TÖB-Beteiligung nicht erfolgen Folgende 

Unterlagen sollten bis zur TÖB-Beteiligung ergänzt und vorgelegt wer-
den: 

- Konkrete Aussagen zu geplanten Ausgleichsmaßnahmen für die Flä-

chenversiegelung und den Vegeta0onsverlust  

- Vertragliche Regelungen für Ausgleichs- und Artenschutzmaßnah-

men, die nicht im VBP festsetzbar sind 

- Ergänzung im Artenschutz-Fachbeitrag: 

Erfassung der Zauneidechsen/Waldeidechsen nach gängigen Metho-

denstandards und Darstellung der Fundpunkte in einer Karte 

6 Begehungen: Mai und Juni für Adulte und Subadulte; August bis Ok-

tober für Juvenile und Schlüpflinge, Sonnige warme Frühjahrs- oder 
Spätsommertage (im Sommer auch an bedeckten Tagen mit warmem 

We?er), kein Niederschlag 22-30 Grad Celsius 

Berücksich>gung 

Ergänzung der Planunterlagen zum Entwurf erforderlich. 

 

- den Planunterlagen wurde ein Umweltbericht gemäß § 2 Absatz 4 BauGB in 

dem die artenschutzfachlichen Belange gesondert Berücksich0gung fanden. 

Die Ergebnisse der durchgeführten Erfassung der Zauneidechsen/Waldeidech-

sen nach gängigen Methodenstandards im Zeitraum von Frühjahr bis Herbst 
2025 wurden darin dargestellt und gewertet. 

Die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen wurden im Umweltbericht benannt. 

 

- Zum VBP ist gemäß § 12 Absatz 1 BauGB ein Durchführungsvertrag abzu-

schließen. In diesem sind Regelungen, insbesondere jene die nicht im VBP fest-

setzbar sind, aufzunehmen. 
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Nr. STELLUNGNAHME Berücksichtigung im Entwurf / Begründung 

 

 

Vom Bauvorhaben sind LebensstäJen besonders und streng geschütz-

ter Arten (u. a. Zauneidechse, Waldeidechse) betroffen. Die Tötung 

von Tieren und die Beschädigungen der LebensstäJen sind nach § 44 

Abs. 1 Nr. 1 und 3 BNatSchG verboten. 

Die entsprechenden Arten sind nach gängigen Methodenstandards 

und Darstellung der Maßnahmen zum Erhalt der ökologischen Funk-

Lon der Fortpflanzungs- und RuhestäJen im räumlichen Zusammen-

hang zu erfassen. 

 

Pkt 1.2 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Hinweise und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
Vorhaben 
Bauordnungs- und Planungsamt, SG Planung 
Auf der Planzeichnung ist zusätzlich zu der numerischen Angabe des 

Maßstabs eine Maßstabsleiste zu ergänzen. Da Pläne häufig unmaß-

stäblich vergrößert oder verkleinert werden, würde das Fehlen der 

Maßstabsleiste u. U. zu falschen Übernahmen führen. 

 

Berücksich>gung 
Im Entwurf der Planzeichnung (VBP und VEP) wurde eine Maßstabsleiste auf-
genommen. 

Pkt 1.3 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Auch aufgrund fehlender Vermaßungen bspw. der Baugrenzen oder 

der privaten Verkehrsfläche in der Planzeichnung ist eine EindeuLg-

keit der zeichnerischen Festsetzungen nicht sicher gegeben. Diese 

Vermaßungen hinsichtlich Größe und Lage sind im Entwurf des Bebau-

ungsplanes zu ergänzen. 
 

Berücksich>gung 
Bemaßung wurde ergänzt.  

Pkt 1.4 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Für die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind die 

Rechtsgrundlagen in der Planzeichnung und Begründung zu ergän-

zen. 
 

Berücksich>gung 
Die Rechtsgrundlagen für die textlichen Festsetzungen wurden ergänzt. 

Pkt 1.5 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Es wird empfohlen, die dem Bebauungsplan zugrunde liegenden 

wesentlichen Rechtsgrundlagen auch auf der Planurkunde anzuge-

ben. 

Berücksich>gung 
In der Planzeichnung wurden die wesentlichsten Rechtsgrundlagen aufgenom-

men. 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan (VBP) "Instandsetzung und Modernisierung Ferienobjekt" im OT Sandkrug;     ANLAGE 1 

Auswertungsmaterial frühzeitige Beteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB, § 4 Abs. 1 BauGB, § 2 Abs. 2 BauGB) 

Nr. STELLUNGNAHME Berücksichtigung im Entwurf / Begründung 

 

Pkt 1.6 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Zudem sind im weiteren Verfahren auf der Planurkunde die erfor-

derlichen Bestätigungen der Verfahrensschritte (Verfahrensver-

merke) sowie die Bescheinigung der geometrischen Eindeutigkeit 

der Planzeichnung (vermessungs- und katasterrechtliche Beschei-
nigung) zu ergänzen. 
 

Berücksich>gung 
Die Planzeichnung wurde hinsichtlich der Verfahrens- und des Katasterver-

merke ergänzt.  

Pkt 1.7 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Das Plangebiet des Bebauungsplanes befindet sich in der Schutz-

zone III des Wasserschutzgebietes Eberswalde 1. Auch wenn beim 

Land Brandenburg ein Verfahren zur Neufestsetzung des Wasser-
schutzgebietes läuft und gemäß Stellungnahme der unteren Was-

serbehörde der Standort zukünftig nicht mehr im Wasserschutzge-

biet liegen soll, fehlen in der Begründung Aussagen zu den Auswir-

kungen und rechtlichen Vorgaben, die sich aufgrund der Lage in-

nerhalb des aktuell bestehenden Wasserschutzgebietes für das ge-

plante Vorhaben ergeben. Ein Bebauungsplan ist auf Grundlage 

der aktuellen rechtlichen Voraussetzungen aufzustellen. Da nicht 

absehbar ist, wann die Änderung der Abgrenzung des Wasser-

schutzgebietes erfolgt, ist der Bebauungsplan somit auf Grundlage 

des vorliegenden Wasserschutzgebietes zu beurteilen. 
 

Berücksich>gung 
Die Planbegründung wurde diesbezüglich um den Pkt. 2.3.1 ergänzt. 

 

Pkt 1.8 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Entsprechend der textlichen Festsetzung 1.1 sind im Baugebiet Ga-

ragen unzulässig. Hierbei unberücksichtigt bleiben Carports. In 

Hinblick auf die textliche Festsetzung 3.1, nach der lediglich Stell-

plätze, Zuwegungen und Anlagen der Ver- und Entsorgung außer-

halb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind, wird 

auch nicht deutlich, dass Carports zulässig sind. Die Festsetzungen 

und deren Begründung sollten im weiteren Verfahren geprüft wer-

den. 
 

Berücksich>gung 
Die textliche Festsetzung TF 1.1 wurde um zulässige „überdachte Stellplätze“ 

erweitert. 
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Pkt 1.9 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Es wird zudem darauf hingewiesen, dass gemäß der textlichen 

Festsetzung 3.1 auch keine anderen Arten von Nebenanlagen wie 

bspw. zum Abstellen von Geräten für die Grundstückspflege, Spiel-

geräte für Kinder ein Grillplatz o. ä. außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen unzulässig sind. Soweit künftig auch weitere 

Nebenanlagen auf dem Grundstück zulässig sein sollen, wird emp-

fohlen, diese Festsetzung nochmals zu prüfen und ggf. zu erwei-

tern. Entsprechende Nebenanlagen sollten dann jedoch auch im 

VEP ergänzt werden. 
 

Kenntnisnahme 
Grill- und Feuerplätze sind als unzulässige Nebenanlagen aufgenommen. 

Nebenanlagen wie bspw. zum Abstellen von Geräten für die Grundstückspflege, 

Spielgeräte für Kinder o. ä werden nicht als erforderlich gesehen. 

 

Pkt 1.10 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Zur Eindeutigkeit der textlichen Festsetzung 4.1 sollte die Begrün-

dung um nähere Ausführungen zu den Begriffen „Magerrasen“ so-

wie „standortgerechte gebietsheimische Gehölze“ ergänzt wer-

den. Hierbei sollte auch geprüft werden, ob für den Bebauungs-

plan die Erarbeitung einer Pflanzliste sinnvoll ist. 
 

Berücksich>gung 
Die Planbegründung wurde unter Punkt 5.3 wie folgt ergänzt: 

Unter „Magerrasen“ sind Vegeta0onsbestände aus zweikeimblä?rigen (Stau-

den) und einkeimblä?rigen (Gräser) Pflanzen zu verstehen, die auf nährstoffar-

men, trockenen zumeist sandigen Böden vorkommen. 

Auf die Erarbeitung einer Pflanzliste wird verzichtet. Es wurde auf die Anlage 1 

des Gehölzerlasses Brandenburg verwiesen. 

Pkt 1.11 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Gemäß der textlichen Festsetzung 4.2 soll der Gehölzbestand in-

nerhalb der Plangebietsfläche grundsätzlich erhalten werden. Aus-

nahmen bilden nur Nadelgehölze mit einem Stammdurchmesser 

von weniger als 30 cm, gemessen in 1,3 m Höhe. Zusätzlich der 

textlichen Festsetzung wurden in der Planzeichnung auch Einzel-

bäume als zu erhalten festgesetzt. Eine Begründung dieser zeich-

nerischen Festsetzung liegt nicht vor. 
 

Berücksich>gung 
Die textliche Festsetzung 4.2 wurde zurückgenommen, da diese auf Grund der 

zeichnerischen Festsetzung der zu erhaltenden 20 Bäume nicht erforderlich ist. 

Die Planbegründung wurde unter Punkt 5.3 zur Festsetzung des Erhalts wie 
folgt ergänzt: 

„Der Gehölzbestand soll als Lebens- und Nahrungsraum für Vögel, Insekten, 

kleinen Säuge0eren u.a. erhalten bleiben. Die Gehölze spenden Scha?en, küh-

len die Umgebung und verbessern das Mikroklima, was die Erholungsqualität 

für Feriengäste sichert und die Naturverbundenheit fördert.“ 

 

Pkt 1.12 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Für die als zu erhalten festgesetzten Bäume sollte darauf geachtet 

werden, dass die Baumdaten (Baumart, Stammumfang) in der 

Planzeichnung eindeutig lesbar sind und keine Überlagerungen 

bspw. durch andere Planzeichen vorliegen.  

Berücksich>gung 
Im Sinn einer zweifelsfreien Zuordnung, wurden die zu erhaltenden Bäume 

nummeriert und der Planzeichnung mit Bezeichnung, Stammdurchmesser und 

Kronenradius in Form einer Liste beigefügt. 
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Die Begründung sowie unter Umständen auch die textliche Fest-

setzung sollten um Angaben dazu ergänzt werden, wie mit abge-

henden Bäumen umzugehen ist (z. B. Ersatz). 
 

Natürlich abgängige Gehölze müssen nicht ersetzt werden. Die Planbegrün-

dung wurde unter Punkt 5.3 ergänzt. 

Pkt 1.13 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Gemäß des Vorhaben- und Erschließungsplanes soll einerseits der 

Müllstellplatz sowie andererseits die Zufahrt im Kronenbereich ei-

ner als zu erhalten festgesetzten Eiche errichtet werden. Im weite-

ren Verfahren sollte geprüft werden, ob diese Eiche mit geeigne-

ten Maßnahmen tatsächlich erhalten werden kann. Sofern die Be-
einträchtigung so stark ist, dass der Erhalt dieser Eiche nicht sicher-

gestellt werden kann, ist die Festsetzung für diesen Baum voraus-

sichtlich ungeeignet. 
 

Berücksich>gung 
Die Zufahrt zur Vorhabenfläche wurde im Entwurf auf die östliche Plange-

bietsseite verlegt. Beeinträch0gungen der hier in Rede stehenden Eiche sind 

dadurch nicht mehr relevant. 

Pkt 1.14 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Gemäß der Begründung, Kap. 5.1 soll die Einfriedung des Geländes 
mittels Wildschutzzaun und Benjeshecke erfolgen. Diese Ausfüh-

rungsart ergibt sich auch aus dem Landschaftspflegerischen Fach-

beitrag. Es ist im weiteren Verfahren darauf zu achten, dass sich 

die Beschreibungen des Vorhabens auch in den Planunterlagen 

wiederfinden. So sollte unter Umständen eine geeignete textliche 

Festsetzung zu Einfriedungen oder als ergänzt werden. 
 

Berücksich>gung 
Der geplante Zaun wurde in den VEP aufgenommen und auf der Planzeichnung 

des VBP als textliche Festsetzung zugelassen. 

Pkt 1.15 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Im weiteren Verfahren sind die erforderlichen Vermeidungs-, Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmen mittels textlicher bzw. zeichneri-

scher Festsetzungen und/oder Regelungen im Durchführungsver-

trag zu sichern. 
 

Berücksich>gung 
Die erforderlichen Vermeidungs- Ausgleichsmaßnahmen sowie ihre rechtliche 

Sicherung wurden im Entwurf beschrieben. 

 

Pkt 1.16 
LK-Barnim 
Bau- Pla 

Es wird empfohlen, die Begründung im weiteren Verfahren um ein 

separates Kapitel zu ergänzen, dass nähere Angaben zu den Inhal-

ten des erforderlichen Durchführungsvertrages trifft. 
 

Berücksich>gung 
Die Planbegründung wurde um das Kapitel 5.9 Durchführungsvertrag erwei-

tert. Darunter wurden die wesentlichen Inhalte des Durchführungsvertrages 

beschrieben. 
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Pkt 1.17 
LK-Barnim 
O-Amt 

Ordnungsamt, SG Bevölkerungsschutz 

Die Gemeinden müssen im Land Brandenburg entsprechend § 3 

Abs. 1 Nr. 1 Brandenburgischen Brand- und Katastrophenschutz-

gesetz eine angemessene Löschwasserversorgung gewährleisten. 

Diese ist gegeben, wenn die Anforderungen des DVGW-Arbeits-

blattes W 405 erfüllt sind. Aufgrund der möglichen Bebauung mit 

Ferienhäusern ist eine rechnerische Wasserentnahme von 48 m³/h 

über 2 Stunden bei der Beantragung zu Bauvorhaben gem. Arbeits-

blatt W 405 notwendig.  

In der Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist 

die Löschwasserversorgung nicht erwähnt.  

Mit der Aufstellung einer entsprechenden Bauleitplanung ist der 

Grundschutz für die Löschwasserversorgung jederzeit sicherzustel-

len. Rechtsgrundlagen: BbgBKG § 3 Abs 1; DVGW-Arbeitsblatt W 

405; DVGW-Arbeitsblatt W 331 
 

Berücksich>gung 
Die Planbegründung wurde um den Pkt. 2.3.2 Löschwasserversorgung ergänzt. 

Die Löschwasserversorgung ist gesichert durch Unterflurhydranten auf der vor-

handenen öffentlichen Trinkwasserleitung mit der erforderlichen Löschwasser-

menge von 48 m³/h. Der Unterflurhydrant befindet sich in Höhe des östlichsten 

Wohnhauses nördlich des Lieper Weges, etwa 130 m zur Vorhabenfläche ent-

fernt. 

Im Weiteren ist die Löschwasserversorgung über mobile Löschwasserbereitstel-

lungen mi?els Löschfahrzeuge der Kapazitäten TSF-Ws und LF 8/6 für den Erst-

angriff sowie LF 20/16 und TLF 4000 als ergänzende bis vollwer0g Löschwas-
serreserve gesichert. 

Pkt 1.18 
LK-Barnim 
uSB 

Untere Straßenverkehrsbehörde 

Die Aufstellung amtlicher Verkehrszeichen erfordert stets eine ver-

kehrsregelnde Anordnung nach § 45 der Straßenverkehrsordnung 

(StVO) durch die Untere Straßenverkehrsbehörde, die in einem se-

paraten Verfahren zu prüfen ist. Für neu geschaffene oder wesent-

lich geänderte Straßenverkehrsanlagen, die mit amtlichen Ver-

kehrszeichen zu versehen sind, sind die entsprechenden Verkehrs-

zeichenpläne durch den jeweiligen Vorhabenträger bei der unte-

ren Straßenverkehrsbehörde des Landkreises Barnim zur Anord-

nung per E-Mail an verkehrslenkung@kvbarnim.de einzureichen. 

Den Verkehrszeichenplänen ist ein begründeter Antrag zur Maß-

nahme rechtzeitig beizufügen. Da sich ein Anhörungsverfahren an-

schließt, sollte der Antrag möglichst mindestens drei Monate im 

Voraus gestellt werden. 

Kenntnisnahme 
Die Hinweise der Straßenverkehrsbehörde werden zur Kenntnis genommen. 

Die Hinweise betreffen die spätere Bauausführung und werden an den Vorha-

benträger weitergeleitet. 

Kein Handlungsbedarf für den Entwurf. 
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Sofern durch das Vorhaben öffentliche Verkehrsflächen in Form 

von Arbeitsstellen an Straßen betroffen sein sollten, ist vom beauf-

tragten Bauunternehmen in der unteren Straßenverkehrsbehörde 

gem. § 45 Abs. 6 StVO rechtzeitig ein Antrag auf verkehrsrechtliche 
Anordnung zur Sicherung der Arbeitsstelle(n) unter Vorlage des je-

weiligen Verkehrszeichen- oder Regelplans einzureichen. Die Hin-

weise aus den Richtlinien zur Sicherung von Arbeitsstellen an Stra-

ßen (RSA 21) sind hier einzuhalten. Es ist mit einer Bearbeitungs-

zeit von mindestens drei Wochen zu rechnen. Der Antrag ist an 

svb@kvbarnim.de zu richten. 
 

Pkt 1.19 
LK-Barnim 

Amt für nachhal>ge Entwicklung, Kataster und Vermessung, Sachge-
biet Strukturentwicklung (ÖPNV/Radverkehr) 
Das Plangebiet liegt abseits von Straßen, auf denen übriger öffentli-

cher Personennahverkehr (üÖPNV) angeboten wird. Es wird jedoch 

um Beachtung gebeten, dass die tourisLsche Erschließung des Gelän-

des zu einer erhöhten Nachfrage am üÖPNV-Angebot führen kann. 

Die nächstgelegene Straße mit üÖPNV-Angebot ist die Angermünder 

Straße mit Zugang zur Buslinie 912 (Brodowin über Chorin-Britz-

Eberswalde). Die Buslinie 912 ist primär für die Schülerbeförderung 
ausgelegt, was eine zeitliche Begrenzung des Angebotes bedeutet. Ein 

Beispiel hierfür ist ein fehlendes Angebot während der Schulferien. 

Die zweite Buslinie 479 – von der UVG befahren – verkehrt ausschließ-

lich am Wochenende an Tagesrandzeiten als Klein- und RuWus, zwi-

schen Eberswalde-Chorin-Schwedt. Besonders bei einer zu erwarten-

den Nutzung der Ferienanlage durch Wandertouristen, ist die Ver-

knüpfung zum üÖPNV einzuplanen. 

Die Bauleitplanung hat in ihrem Verlauf auch die Planung des ÖPNV 

zu beachten, um der AJrakLvität des üÖPNV im Umfeld der Baumaß-

nahmen gerecht zu werden. Eine AbsLmmung mit den betroffenen 

Kenntnisnahme und Berücksich>gung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Das Vorhabengebiet ist über das bestehende ÖPNV-Angebot im Umfeld er-

reichbar. Aufgrund des geringen Umfangs des Vorhabens mit 4 Ferienbunga-

lows mit maximal 16 Gästen sind keine zusätzlichen Maßnahmen zur ÖPNV-Er-

schließung erforderlich.  

Von einer erhöhten Nachfrage wird auf Grund dessen nicht ausgegangen. 

Beeinträch0gungen bestehender ÖPNV-Angebote durch die Baumaßnahme 

sind nicht zu erwarten.  
 

Der Hinweis führt zu keiner Änderung des Planentwurfs. 

Die Barnimer BusgesellschaS (BBG) wird im weiteren Planverfahren beteiligt. 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan (VBP) "Instandsetzung und Modernisierung Ferienobjekt" im OT Sandkrug;     ANLAGE 1 

Auswertungsmaterial frühzeitige Beteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB, § 4 Abs. 1 BauGB, § 2 Abs. 2 BauGB) 

Nr. STELLUNGNAHME Berücksichtigung im Entwurf / Begründung 

 

Verkehrsunternehmen sollte im Vorfeld erfolgen. Um eine weitere Be-

teiligung des Aufgabenträgers und der BBG wird gebeten. 

 

Pkt 1.20 
LK-Barnim 

Die Planung hinsichtlich des Radverkehrs betriX den direkt vorbeifüh-

renden „Tour Brandenburg“-Radweg, wobei eine ganzheitliche Be-

trachtung der Zu- und Abfahrten, hin zum Plangebiet, relevant sein 

können. Die Erschließung des Zugangs mit einem Radweg, direkt bis 

zum Plangebiet, ist nicht vorgesehen. 

 

Kenntnisnahme 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 

Pkt 1.21 
LK-Barnim 

Bezüglich der Bauphase wird um die Absicherung des passierenden 

Radverkehrs gebeten. Eine ausreichende Sicherung der Vorbeifahrt 

durch die Aufstellung von Warnschildern – die Baumaßnahmen und 

Baumaschinen betreffend – wird empfohlen. 
 

Kenntnisnahme 
Der Hinweis betriT die spätere Bauausführung und wird an den Vorhabenträ-

ger weitergeleitet. 

 

Pkt 1.22 
LK-Barnim 

Bauordnungs- und Planungsamt, Untere Bauaufsichtsbehörde 

In der Begründung sind Angaben zu ergänzen, inwieweit die Er-

schließung des Vorhabengrundstückes gesichert ist. Hierzu sind 
insbesondere auch Angaben bezüglich der Widmung der angren-

zenden Straße zu treffen oder darzulegen, ob die verkehrliche Er-

schließung mittels Baulasten gesichert werden soll. 
 

Berücksich>gung 
Die Planbegründung wurde unter Punkt 5.6 ergänzt. 

Der Lieper Weg ist von der L 200 (Angermünder Straße) auf einer Länge von 

325 m öffentlich gewidmet. Im Bereich der Vorhabenfläche liegt der öffentlich 

gewidmete Lieper Weg auf dem Flurstück 122, der Flur 10 Gemarkung Chorin,  

welches im Eigentum der Landesforst Brandenburg steht. Bis zur Zufahrt auf 

die Vorhabenfläche vom östlichen Waldweg aus, werden die Flurstücke 123 

und 64 der Flur 10, Gemarkung Chorin der Forst genutzt. Somit die verkehrliche 

Erschließung mi?els Baulasten und Gesta?ungsgenehmigungen erfolgen wird. 

Etwaige erforderliche Nutzungsgesta?ungen des Landesbetriebs Forst sind im 

nachgelagerten Genehmigungsverfahren einzuholen. 
 

Pkt 1.23 
LK-Barnim 

Gemäß der textlichen Festsetzung 3.1 des Bebauungsplanes gibt es 

eine Unterscheidung zwischen den befahrbaren und nicht befahrba-

ren Zuwegungen. Auch im Vorhaben- und Erschließungsplan sind die 

teilbefesLgten Flächen in der Farbgebung unterschiedlich. Die Bedeu-

tung dieser Farbgebung wird jedoch aus der Legende nicht ersichtbar. 

Berücksich>gung 
Die Legende im VEP wurde hinsichtlich der Farbgebung für die nicht befahrba-

ren Laufflächen ergänzt. 
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Die Legende des Vorhaben- und Erschließungsplanes ist zu vervoll-

ständigen. 

 

Pkt 1.24 
LK-Barnim 

Untere Denkmalschutzbehörde 
Im Plangebiet selbst und in der Nähe befinden sich keine Baudenk-

male. Es bestehen daher keine Bedenken. 

Im Bereich des Bebauungsplanes sind bisher keine Bodendenkmale 

bekannt. Ungeachtet dessen können Funde oder Befunde entdeckt 

werden. Daher ist zur rechtssicheren Anwendung der allgemeine Hin-

weis zur Fundanzeigepflicht in die Planzeichnung und in die Begrün-

dung aufzunehmen. 

Sollten bei Erdarbeiten Funde oder Befunde (z. B. Steinsetzungen, Ver-
färbungen, Scherben, Knochen, Metallgegenstände o. ä.) entdeckt 

werden, sind diese unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde 

des Landkreises Barnim anzuzeigen (§ 11 BbgDSchG). 

 

Kenntnisnahme  
Die Hinweise hinsichtlich des Auffindens von Funden bei Erdarbeiten wurden 

unter Punkt 5.7 der Planbegründung aufgenommen. 

Pkt 1.25 
LK-Barnim 
UNB 

Untere Naturschutzbehörde 
Gemäß des landschaHspflegerischen Fachbeitrags vom 27.04.2022 

ergibt sich eine Flächenneuinanspruchnahme von 407 m². Anhand der 

festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen und der GRZ von 0,3 

ergibt sich gemäß Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungs-

plan jedoch eine zulässige Flächenneuinanspruchnahme von 761 m² 

(vgl. Kap. 5.1.2). In Kap. 6 verweist die Begründung auf eine Flächen-
neuinanspruchnahme von 730 m². 

Der landschaHspflegerischen Fachbeitrag ist entsprechend an die 

Festsetzungen des Bebauungsplanes und die damit höhere Flächen-

neuinanspruchnahme anzupassen. In der Begründung bzw. dem zu er-

arbeitenden Umweltbericht ist die Flächenneuinanspruchnahme 

ebenfalls zu bilanzieren und zu vereinheitlichen. 

 

Kenntnisnahme und teilweise Berücksich>gung 
Der Planbegründung wurde ein Umweltbericht (UWB) beigefügt. Im UWB wur-

den die Eingriffe schutzgutbezogen gewertet und es wurden die Vermeidungs- 

und Ausgleichsmaßnahmen beschrieben. 

Die Fortschreibung/ Überarbeitung des LandschaSspflegerische Fachbeitrages 

(LBP) ist daher entbehrlich. Die Inhalte des LBP wurden in den UWB übernom-

men. Der LBP ist nicht mehr Bestandteil der Entwurfsunterlagen zum VBP. 
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Pkt 1.26 
LK-Barnim 
UNB 

Die im landschaHspflegerischen Fachbeitrag vom 27.04.2022 aufge-

führten Ausgleichsmaßnahmen für die Flächenneuinanspruchnahme 

sind weiterhin weder in der Planzeichnung dargestellt, noch in der Be-

gründung zum B-Plan erwähnt. 

Die Eingriffs-/Ausgleisbilanz ist zu korrigieren bzw. ergänzen. Weiter-

hin sind die Ausgleichsmaßnahmen zum Entwurf des vorhabenbezo-

genen Bebauungsplanes verbindlich festzusetzen und in der Begrün-

dung zu erläutern. 

 

Berücksich>gung  
Die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen wurden im Entwurf aufgezeigt. 

Die Inhalte des LBP wurden in den UWB übernommen. Der LBP ist nicht mehr 

Bestandteil der Entwurfsunterlagen zum VBP. 

 

Pkt 1.27 
LK-Barnim 
UWB 

Untere Wasserbehörde 
Das Plangebiet befindet sich derzeit noch in der Schutzzone III des 

Wasserschutzgebietes Eberswalde I, wird aber entsprechend dem ak-
tuellen Stand des Fachgutachtens nach Neufestsetzung durch Verord-

nung außerhalb des neuen Wasserschutzgebietes liegen. 

 

Kenntnisnahme 
Unter Punkt 2.3.1 der Planbegründung wurde darauf hingewiesen, dass sich 

die Vorhabenfläche noch im Trinkwasserschutzgebiet befindet. 

Pkt 1.28 
LK-Barnim 
UWB 

Gemäß § 54 Abs. 4 Brandenburgisches Wassergesetz ist anfallendes 

Niederschlagswasser zu versickern, sofern eine Verunreinigung des 

Grundwassers nicht zu besorgen ist und sonsLge Belange nicht entge-

genstehen. Dem entspricht die textliche Festsetzung. 

 

Kenntnisnahme 
 

Pkt 1.29 
LK-Barnim 
UWB 

Die Trinkwasserversorgung ist durch einen vorhandenen Brunnen vor-

gesehen. Die Grundwasserentnahme bedarf der wasserrechtlichen 

Erlaubnis durch die untere Wasserbehörde. 

 

Kenntnisnahme 
Der Vorhabenträger ist über die Erforderlichkeit der wasserrechtlichen Erlaub-

nis in Kenntnis gesetzt. 

Pkt 1.30 
LK-Barnim 
örE 

Öffentlich-rechtliche Entsorgung 
Der Landkreis Barnim hat in seiner EigenschaH als öffentlich-rechtli-
cher Entsorgungsträger (örE) dafür zu sorgen, dass die ihm obliegen-

den hoheitlichen Aufgaben aus dem KreislaufwirtschaHsgesetz, dem 

Brandenburgischen Abfallgesetz, den dazu ergangenen Verordnungen 

sowie der derzeiLg gülLgen Satzung über die Abfallentsorgung im 

Landkreis Barnim umgesetzt und durchgeführt werden. Entsprechend 

Kenntnisnahme 
Der Lieper Weg wird rou0niert vom Entsorgungsunternehmen angefahren. 
Am Tag der Abholung sind die Abfallbehälter am Lieper Weg aufzustellen, wo 

sie vom Entsorgungsunternehmen aufgenommen werden können. 
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§ 9 der Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim muss 

jedes Grundstück, auf dem Abfälle anfallen können, an die Abfallent-

sorgung angeschlossen werden (Anschlusszwang). Im Landkreis Bar-

nim erfolgt die Durchführung der Abfallentsorgung von öffentlich-

rechtlich beauHragten Entsorgungsunternehmen miJels 3-achsiger 

Entsorgungsfahrzeuge mit einer GesamJonnage von 26 t. 

 

Pkt 1.31 
LK-Barnim 

Keine Hinweise und Anregungen 
Folgende Ämter und Sachgebiete haben zum geplanten Vorhaben 

keine Hinweise und Anregungen: LiegenschaHsverwaltung, Untere 

Straßenbaubehörde, Untere Jagdbehörde, Katasterbehörde, Umwelt-

amt, Sachgebiet LandwirtschaH, Untere AbfallwirtschaHsbehörde, 
Untere Bodenschutzbehörde 

Kenntnisnahme 

2 Gemeinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg Stellungnahme vom 21.05.2025 

Pkt 2.1 
GL 

Ziele der Raumordnung stehen nicht entgegen. 

Die GL äußert sich im Rahmen der Behördenbeteiligung an kommu-

nalen Bauleitplanungen zu den Inhalten der Landesplanung (LEPro, 

LEP HR, LEP FS, Braunkohleplanung). Die Belange der Regionalpla-

nung, insbesondere auch die beachtenspflichLgen regionalplaneri-

schen Ziele, werden durch die Regionale PlanungsgemeinschaH 

vertreten. Die Regionale PlanungsgemeinschaH ist als Träger öffentli-

cher Belange durch die Kommune direkt zu beteiligen. 
Wir verweisen auf unsere Stellungnahme (Gesch.-Z.: GL5.18-46122-

202-0655/2023) zur Zielanfrage gemäß Art. 12 des Landesplanungs-

vertrages vom 29.09.2023. 

 

Kenntnisnahme 
Die Regionale PlanungsgemeinschaS wurde am Planverfahren beteiligt. 

Pkt 2.2 
GL 

Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Planungsabsicht 

- Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007, 

(GVBl. I S. 235) 

- Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin – Brandenburg 

(LEP HR) vom 29.04.2019 (GVBl. II, Nr. 35) 

Kenntnisnahme 
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Die Beurteilung aufgrund der folgenden Regionalpläne bzw. Entwürfe 

erhalten Sie durch die Regionale PlanungsgemeinschaH: 

Region Uckermark-Barnim Sachlicher Teilregionalplan „Raumstruktur 

und GrundfunkLonale Schwerpunkte“ der RPG Uckermark-Barnim, 

in KraH getreten mit Bekanntmachung der Genehmigung im ABl. Nr. 

51 vom 23.12.2020, S. 1320 

Integrierter Regionalplan Uckermark-Barnim RPG Uckermark-Barnim, 

in KraH getreten mit Bekanntmachung der Genehmigung im ABl. Nr. 

42 vom 23.10.2024, S. 1011; im Internet aufruWar unter 

hJps://uckermark-barnim.de/was-wir-tun/plaene/integrierter-regio-
nalplan-uckermark-barnim-satzung-2024/ 

 

Pkt 2.3 
GL 

Bindungswirkung 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele der Raumord-

nung anzupassen. Die Ziele der Raumordnung können im Rahmen der 

Abwägung nicht überwunden werden. Die für die Planung relevanten 

Grundsätze und sonsLgen Erfordernisse der Raumordnung sind aus 

den o.g. Rechtsgrundlagen von der Kommune eigenständig zu ermit-

teln und im Rahmen der Abwägung angemessen zu berücksichLgen. 

 

Kenntnisnahme 
In der Planbegründung wurden unter Punkt 3.2. Ausführungen zu den Zielen 

der Landes- und Regionalplanung und deren Beachtung in der Planung ge-

macht 

Pkt 2.4 
GL 

Hinweise 
Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung 

der Planung geführt haben, nicht wesentlich geändert wurden. Die Er-
fordernisse aus weiteren RechtsvorschriHen bleiben von dieser Mit-

teilung unberührt. 

Wir biJen, Beteiligungen zu Bauleitplanverfahren nur in digitaler 

Form durchzuführen (E-Mail oder Download-Link) und dafür aus-

schließlich unser Referatspos[ach zu nutzen: gl5.post@gl.berlinbran-

denburg.de. 

Wir biJen, MiJeilungen über das InkraHtreten von Bauleitplänen so-

wie Satzungen nach § 34 (4) BauGB oder die Einstellung von Verfahren 

Kenntnisnahme 
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nur in digitaler Form (E-Mail oder Download-Link) zu senden an unser 

Referatspos[ach gl5.post@gl.berlin-brandenburg.de sowie zur Aktu-

alisierung des Raumordnungskatasters/PLIS zusätzlich an das 

LBV/Raumbeobachtung: PLIS@lbv.brandenburg.de. 

InformaLon für den Fall der Erhebung personenbezogener Daten 

siehe folgenden Link: hJps://gl.berlin-brandenburg.de/wp-con-

tent/uploads/Info-personenbezogene-Daten-GL-5.pdf. 

 

3 Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim, Stellungnahme vom 07.05.2025 

Pkt 3.1 
Regio 

Keine Bedenken 
Es bestehen zu der o.g. Planung keine Bedenken und Anregungen auf 

Grundlage des sachlichen Teilregionalplans „Raumstruktur und Grund-

funktionale Schwerpunkte“ (vom 1. Dezember 2020, Bekanntmachung 

der Genehmigung im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 51 vom 23. Dezem-

ber 2020, einzusehen unter www.uckermark-barnim.de). 

Für den integrierten Regionalplan Uckermark-Barnim erfolgte durch 
die 42. Regionalversammlung am 21. Mai 2024 der Satzungsbe-

schluss. Durch die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-

Brandenburg erfolgte am 24. September 2024 die Genehmigung. Mit 

der öffentlichen Bekannt-machung im AmtsblaJ des Landes Branden-

burg Nr. 42 vom 23. Oktober 2024 erlangte der integrierte Regional-

plan RechtskraH (einzusehen unter www.uckermark-barnim.de). 

Der integrierte Regionalplan Uckermark-Barnim umfasst zeichneri-

sche und textliche Festlegungen zu Gewerbestandorten einschließlich 

Potenzialstandorten für die WasserstoffprodukLon, Rohstoffsiche-

rung und -gewinnung, Tourismus, Siedlungsentwicklung, Verkehr und 
Mobilität, zum Regionalen Freiraumverbund, zu Erneuerbaren Ener-

gien und Regionaler KooperaLon. 

 

Kenntnisnahme 

Pkt 3.2 
Regio 

Im Bereich des B-Plans ist gemäß Grundsatz G 3.1 ein Vorbehaltsge-

biet Tourismus (VB Tourismus) festgelegt. In den VB Tourismus ist den 

Kenntnisnahme 
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Belangen des Tourismus und der Erholung bei der Abwägung mit kon-

kurrierenden raumbedeutsamen FunkLonen oder Nutzungen ein be-

sonderes Gewicht beizumessen. 

 

4 Landesbetrieb Forst, Stellungnahme vom 13.05.2025 

Pkt 4.1 
Forst 

 aus Sicht der unteren Forstbehörde gibt es keine Einwände gegen 

das Planungsvorhaben. Wald im Sinne des § 2 Waldgesetz des Lan-

des Brandenburg (LWaldG) wird im Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes nicht überplant und in Anspruch genommen. 
 

Kenntnisnahme 

Pkt 4.2 
Forst 

Da jedoch Waldflächen direkt an das Plangebiet angrenzen, sind für 

die Nutzung des zukünHigen Ferienobjektes nachfolgende forstrecht-

liche Belange zu beachten:  

1. Die untere Forstbehörde weist darauf hin, dass der Betreiber der 

Ferienanlage dafür Sorge tragen muss, dass die gesetzlichen Regelun-

gen des § 23 Abs. 1 LWaldG eingehalten werden. Das bedeutet, in ei-
nem Abstand von weniger als 50 Meter vom Waldrand ist das Anzün-

den oder Unterhalten eines Feuers oder der Umgang mit brennenden 

oder glimmenden Gegenständen (z.B. das Unterhalten eines Grills) so-

wie das Rauchen verboten. NutzungsberechLgte auf ihren Grundstü-

cken haben einen Abstand von mindestens 30 Metern zum Waldrand 

einzuhalten und ausreichend vorbeugende Brandschutzmaßnahmen 

vorzuhalten. Gemäß § 23 Abs. 2 LWaldG ist bei Waldbrandgefahren-

stufe 4 und 5 auch von diesem Personenkreis der Sicherheitsabstand 

von 50 m zum Waldrand einzuhalten.  

 

Berücksich>gung 
Im VBP wurde festgesetzt, dass Grill- und Feuerplätze unzulässig sind. 

Im Durchführungsvertrag ist aufzunehmen, dass der Vorhabenträger sich ver-

pflichtet: 

- Gäste schriSlich über die Waldbrandregeln zu informieren 

- offenes Feuer und die Nutzung von Holzkohlegrillen zu untersagen. 
 

Pkt 4.3 
Forst 

2. Es ist darauf zu achten, dass es gem. § 24 LWaldG verboten ist, die 

angrenzenden Waldflächen dadurch zu verschmutzen, dass Abfällen 

wie gebrauchte Verpackungen, Sperrmüll, BauschuJ, GrünschniJ 
bzw. Gartenabfälle und Klärschlamm oder Abwasser oder andere 

Kenntnisnahme 
Der Vorhabenträger ist über die Hinweise der Forstbehörde in Kenntnis zu set-

zen. 
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nicht zum Wald gehörende Gegenstände oder Stoffe im Wald abgela-

gert oder sonst zurückgelassen oder in diesen eingeleitet werden. 

 

Pkt 4.4 
Forst 

3. Es ist nicht gestaJet, außerhalb des Ferienobjektes in den umlie-

genden und/oder direkt angrenzenden Waldflächen bauliche Anlagen 

jeder Art zu errichten oder diese als Lager- oder Abstellflächen für 

sonsLges Zubehör, Brennholz, Kompost, Kfz-Stellplatz oder Ähnliches 

zu benutzen. Eine derarLg unzulässige Nutzung benachbarter Wald-

flächen würde dem Tatbestand einer schleichenden Waldumwand-

lung entsprechen und ist als Ordnungswidrigkeit durch die untere 

Forstbehörde zu ahnden. 

 

Kenntnisnahme 
Der Vorhabenträger ist über die Hinweise der Forstbehörde in Kenntnis zu set-

zen. 

Pkt 4.5 
Forst 

Im Planungsverfahren ist zu prüfen, ob die vorgenannten gesetzlichen 
Regelungen als textliche Festsetzungen in den B-Plan aufgenommen 

werden können. 

 

Berücksich>gung 
Im VBP wurde festgesetzt, dass Grill- und Feuerplätze unzulässig sind. 

Im Durchführungsvertrag ist aufzunehmen, dass der Vorhabenträger sich ver-

pflichtet: 

- Gäste schriSlich über die Waldbrandregeln zu informieren 

- offenes Feuer und die Nutzung von Holzkohlegrillen zu untersagen. 

 

5 Landesamt für Umwelt, Anschreiben vom 06.06.2025 

Pkt 5.1 
LfU_Immi 

Belang Immissionsschutz, 26.05.2025 
SonsLge fachliche InformaLonen oder rechtserhebliche Hinweise aus 

der eigenen Zuständigkeit: 

Planungsziel ist, durch die Schaffung von Übernachtungsmöglichkei-
ten die tourisLsche Infrastruktur zu stärken. Vorgesehen sind, in den 

4 Bungalows FerienunterkünHe für 16 BeJen zu schaffen. Der Stand-

ort ist geprägt durch die vorhandene Bebauung. 

Hierfür setzt der vorliegende Planentwurf ein Sondergebiet mit der 

ZweckbesLmmung Ferienhausgebiet nach § 10 Abs. 4 BauNVO fest. 

Das Vorhaben entspricht den Darstellungen des Flächennutzungspla-

nes. 

Kenntnisnahme 
 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan (VBP) "Instandsetzung und Modernisierung Ferienobjekt" im OT Sandkrug;     ANLAGE 1 

Auswertungsmaterial frühzeitige Beteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB, § 4 Abs. 1 BauGB, § 2 Abs. 2 BauGB) 

Nr. STELLUNGNAHME Berücksichtigung im Entwurf / Begründung 

 

2. Stellungnahme 

2.1 Grundlagen 

Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen 

Gemäß § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)1 sind 

bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine be-

sLmmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, 

dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie möglich vermieden 

werden. 

Mögliche schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG kön-

nen durch die Emissionen ausgehender LuHverunreinigungen, Geräu-
sche, ErschüJerungen, Licht und ähnliche Erscheinungen hervorgeru-

fen werden. Hinweise zur BerücksichLgung des Schallschutzes bei der 

Städtebaulichen Planung gibt die DIN 18005 Teil 1 „Schallschutz im 

Städtebau“ vom Juli 2023. 

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

Anforderungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen u.a. 

mit Pflichten der Betreiber von nicht genehmigungsbedürHen Anla-

gen sind in den §§ 3, 22 und § 66 Abs. 2 Bundes-Immissionsschutzge-

setz, in den Verordnungen zur Durchführung des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes wie der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverord-
nung)2, der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm)3 

und der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der LuH (TA LuH)4 ge-

regelt. Mögliche BeeinträchLgungen durch LichLmmissionen werden 

anhand der Lichtleitlinie5 ermiJelt und bewertet. Die Allgemeine Ver-

waltungsvorschriH zum Schutz gegen Baulärm –Geräuschimmissionen 

(AVV-Baulärm)6 gilt für den Betrieb von Baumaschinen auf Baustellen 

und beinhaltet BesLmmungen zur Anordnung von Immissionsricht-

werten zum Schutz der NachbarschaH. 
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Pkt 5.2 
LfU_Immi 

2.2 Immissionsschutz 

Im Landesamt für Umwelt liegen keine Erkenntnisse zu schädlichen 

Umwelteinwirkungen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes vor. Das Vorhaben ist auch nicht geeignet schädli-

che Umwelteinwirkungen in der NachbarschaH hervorzurufen. 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen zum vorliegenden 

Planentwurf keine Bedenken. 

 

Kenntnisnahme 

Pkt 5.3 
LfU_Immi 

3. MiJeilung 

Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Ände-

rung der Beurteilungsgrundlagen ihre GülLgkeit. Die Planung berührt 

immissionsschutzrechtliche Belange. Dem Landesamt für Umwelt ist 
erneut Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 

Kenntnisnahme 
Das LfU ist am weiteren Planverfahren zu beteiligen. 

Pkt 5.4 
LfU_Wasser 

Belang WasserwirtschaI, 16.05.2025 
SonsLge fachliche InformaLonen oder rechtserhebliche Hinweise aus 

der eigenen Zuständigkeit 

Gewässerkundliche Messstellen des LfU Brandenburg 

(Rechtsgrundlage: siehe insbesondere BbgWG § 126 (3), Satz 3, Punkt 

1) 

Im Bereich des Bauvorhabens befindet sich eine Messstellengruppe 

(Ober-, MiJel- und Unterpegel) des Landesgrundwasserstandsmess-

netzes. Der Ober- und der MiJelpegel gehören zum Basisnetz der Lan-
desmessstellen. Die regelmäßige Beobachtung des Unterpegels ist 

seit 1995 eingestellt. Die Baumaßnahmen sind mit dem Ziel der Erhal-

tung des Ober- und MiJelpegels mit dem Landesamt für Umwelt 

(LfU), Referat W 12 (Referat „Hydrologischer Landesdienst, Hochwas-

sermeldezentrale“, w12@LfU.Brandenburg.de), abzusLmmen. Die Zu-

gänglichkeit der Messstellen muss ständig gewährleistet sein. Wenn 

die Messstellen beseiLgt werden müssen, hat der Bauträger nach 

Berücksich>gung 
Die Messstellengruppe ist im VBP gekennzeichnet. 

Eine Besei0gung ist nicht vorgesehen. 

Die Zugänglichkeit der Messstellen wird gewährleistet (Regelung im Durchfüh-

rungsvertrag). 
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AbsLmmung mit dem LfU, Referat W 12, einen fachgerechten Rück-

bau nach DVGW ArbeitsblaJ W135 vorzunehmen und eine Ersatz-

messstelle zu errichten. Die Kosten sind vom Vorhabenträger zu über-

nehmen. Der Unterpegel kann bei Bedarf auf eigene Kosten fachge-

recht zurückgebaut werden. 

 

Pkt 5.5 
LfU_Natur 

Belang Naturschutz 
1. Einwendungen 
Geplant sind Ersatzneubauten zu Errichtung von fünf Ferienhäusern 

und der Errichtung einer Ferienanlage auf einem ähnlich genutzten 

Grundstück. Die ehemaligen Bauwerke sind teilweise marode und es 

besteht augenscheinlich kein Bestandsschutz mehr. Insofern ist das 
Vorhaben wie ein Neubau zu werten. 

Das beplante Gebiet liegt innerhalb der Zone III (LandschaHsschutzge-

biet) des UNESCO Biosphärenreservats SchorFeide-Chorin. Der Pla-

nung stehen die Verbote der Verordnung des Biosphärenreservats 

SchorFeide-Chorin entgegen. So ist in der Zone III gemäß § 6 Abs. 1 

NatSGSchorFV folgendes untersagt. 

Nr. 1 bauliche Anlagen außerhalb der im Zusammenhang bebauten 

Ortsteile oder des Geltungsbereiches rechtskräHiger Bebauungspläne 

zu errichten oder zu erweitern; [..] 
Nr. 2 Motorfahrzeuge aller Art, Anhänger, Wohnwagen, Kutschen au-

ßerhalb der befesLgten Wege, Park- oder Stellplätze oder Hofräume 

zu führen oder abzustellen, [..] 

Nr. 10 Kahlhiebe anzulegen [..] 

Nr. 14 die Bodengestalt zu verändern 

Nr. 16 Grünland umzubrechen 

Nr. 18 Ufergehölze, Röhricht- oder Schilfbestände, Büsche, Feldhe-

cken, Wallhecken, Feldgehölze, Einzelbäume, Baumreihen, Alleen 

oder Baumgruppen außerhalb des Waldes zu roden oder zu beschä-

digen, [..] 

Kenntnisnahme 
Die Einwendungen des Landesamtes für Umwelt, Belang Naturschutz werden 

zu Kenntnis genommen. 

Das Vorhaben sieht 4 Ferienbungalows und ein WirtschaSsgebäude vor. Wei-

tere hinzukommende Gebäude sind nicht vorgesehen.  

Im seit 2002 wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Chorin ist die Flä-
che als Sonderbaufläche Sport/Freizeit/Erholung dargestellt. 

Zum damaligen Zeitpunkt wurde seitens des Ministeriums mit der Entschei-

dung vom 03.04.2001, GeschäSszeichen: N3§72/BAR-EW-285, a?es0ert, dass 

die in Rede stehende Sonderbaufläche nicht im Widerspruch zum Schutzzweck 

der Verordnung über das Biosphärenreservat „SchorYeide-Chorin“ steht. 

Mit Datum vom 14.09.2023 teilte die untere Naturschutzbehörde des Landkrei-

ses Barnim auf Anfrage des Amtes Britz-Chorin-Oderberg vom 11.09.2023 mit, 

dass es sich um ein Einzelvorhaben im Sinne des Erlasses zur Zuständigkeit bei 

Bauleitplänen in LSG des MLUL vom 22.09.2017 handelt. Somit über das Vor-
liegen einer Befreiungslage die Untere Naturschutzbehörde entscheiden kann. 

Am 24.10.2024 wurde bei der UNB der Zus0mmungsantrag / Planung in die 

Befreiungslage gestellt. 
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Nr. 19 im übrigen alle Handlungen, die den Charakter des Gebietes 

verändern oder dem Schutzzweck zuwiderlaufen.“ 

Aufgrund der Betroffenheit von Verboten der NatSGSchorfhV ist die 

Notwendigkeit eines Zustimmungsverfahren durch den Verordnungs-

geber, MLEUV, Ref. 44 zu prüfen. 

Laut LandschaHsrahmenplan (MUNR 2004) sind in dem betroffenen 

Gebiet, das als Waldgebiet gekennzeichnet ist, folgende Ziele zu be-

rücksichLgen: 

- Vor einer Ausweitung von Siedlungsgebieten sind die Möglichkeiten 

des innerörtlichen Flächenrecyclings zu prüfen. 
- Eine Ausweitung und Ausdehnung von SpliJersiedlungen muss ver-

hindert werden. 

- SpliJersiedlungen in ökologisch sensiblen Bereichen sind nach Nut-

zungsaufgabe langfrisLg zurück zu bauen 

- Erhalt von großflächig unzerschniJenen Räumen 

- Umstrukturierung von Forsten zu standortgerechten, regionstypi-

schen WaldgesellschaHen 

- Schutz von Schwerpunkträumen gefährdeter Großvogelarten 

- Förderung des Tourismus und der Gastronomie im Siedlungsbereich. 

Ortsfern gelegene Erholungsgebiete zu verdichten, steht der ange-
strebten Entwicklung des Freiraums entgegen 

- Reduzierung erholungsrelevanter BeeinträchLgungen 

 

Pkt 5.6 
LfU_Natur 

Aufgrund des ggf. notwendigen ZusLmmungsverfahrens, das über die 

Zulässigkeit des Vorhabens entscheidet, werden im Folgenden Hin-

weise zu der Planung gegeben. 

Das Vorhaben liegt nicht in direktem Siedlungszusammenhang außer-

halb der Innenbereichssatzung für die Gemeinde Sandkrug. Die Er-

schließung erfolgt über einen Waldweg mit einer Fahrbahn, (Lieper 

Weg), der bis zum Standort asphalLert ist. Das Flurstück liegt in einer 

Waldlage am Rande eines Rotbuchenwaldes und Kiefernforstes. Die 

Kenntnisnahme 
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Waldrandlage ist als sensibel einzustufen. Das Vorhaben würde einen 

spliJersiedlungsähnlichen Anhang der Ortslage von Sandkrug darstel-

len. 

Die Erschießung mit Trinkwasser soll über einen Brunnen erfolgen und 

hat somit Einfluss auf den Grundwasserstand. Das Abwasser soll mobil 

abgefahren werden. 

Auch wenn die Nutzung von 4 Ferienhäusern relaLv gering erscheint, 

ist ein Ausbau der Infrastruktur und des Verkehrs zu prognosLzieren. 

Insgesamt stehen dem Vorhaben verschiedene Verbote der NatS-

GSchorFV sowie Grundsätze der Siedlungsentwicklung im Biosphä-
renreservat entgegen. Entgegen dem Grundsatz der Reduzierung 

von SpliJersiedlungen soll hier eine SpliJersiedlung weiter verfesLgt 

werden. Die Zielsetzungen des Biosphärenreservats stehen somit dem 

Vorhaben entgegen. 

 

Pkt 5.8 
LfU_Natur 

Hinweis. Im Falle der Realisierung sollte die Weiterführung des Lieper 

Weges für Fahrzeuge z.B. durch eine Schranke eingeschränkt werden, 

um Verkehr und Störungen in das angrenzende Waldgebiet zu mini-

mieren. 

 

Kenntnisnahme 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ob am Ende des Lieper Weges eine 

Schranke eingerichtet wird, ist mit der zuständigen Forstbehörde abzus0mmen. 

 

Pkt 5.9 
LfU_Natur 

Rechtsgrundlagen 

§ 6 Abs. 1, Nr. 1, 2, 10, 14, 16, 18 und19 NatSGSchorFV, § 33 

BNatSchG und ggf. § 39ff BNatSchG; LandschaHsrahmenplan für das 
Biosphärenreservat SchorFeide-Chorin (MUNR 2004) der gemäß 

§ 9 Abs. 5 BNatSchG in Planungen und Verwaltungsverfahren zu be-

rücksichLgen ist, Abweichungen sind zu begründen. 

 

Kenntnisnahme 
Die Darstellungen des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Chorin, aus dem 

der VBP entwickelt wird, sind mit dem MLUR gemäß Schreiben vom 
03.04.2001, GeschäSszeichen: N3§72/BAR-EW-285 abges0mmt worden. 

Pkt 5.10 
LfU_Natur 

Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen 

oder die Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

Ggf. ZusLmmungsverfahren beim Verordnungsgeber zu beantragen. 

 

Kenntnisnahme 
Am 24.10.2024 wurde bei der UNB der Zus0mmungsantrag / Planung in die 

Befreiungslage gestellt. 
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Pkt 5.11 
LfU_Natur 

Fachliche Stellungnahme 

Aufgrund der Lage im Biosphärenreservat ist ggf. ein ZusLmmungsver-

fahren durch das MLEUV erforderlich. 

 

Kenntnisnahme 
Mit Schreiben vom 14.09.2023 teilte die untere Naturschutzbehörde des Land-

kreises Barnim auf Anfrage vom 11.09.2023 mit, dass es sich beim Vorhaben 

um eine Einzelvorhaben gemäß Punkt 2.1 Erlass zur Zuständigkeit bei Bauleit-

plänen in LSG des MLUL vom 22.09.2017 handelt. 

Über das Vorliegen einer Befreiungslage kann bei Vorliegen prüffähiger Unter-

lagen die untere Naturschutzbehörde entscheiden. 

 

6 Landesamt für Bauen und Verkehr, Stellungnahme vom 28.05.2025 

Pkt. 6.1 
LBV 

Gegen die vorliegende Planung bestehen im Hinblick auf die zum 

Zuständigkeitsbereich des Landesamtes für Bauen und Verkehr gehö-
renden Verkehrsbereiche Eisenbahn/Schienenpersonennahverkehr, 

Binnenschifffahrt, übriger ÖPNV und LuHfahrt keine Bedenken. 

Anlagen der Eisenbahn sowie schi`are Landesgewässer werden 

nicht berührt. 

Zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprü-

fung werden von Seiten der Landesverkehrsplanung keine Anforde-

rungen erhoben, auch liegen keine planungs- und umweltrelevanten 

InformaLonen vor, die zur Verfügung gestellt werden können. 

Für die Verkehrsbereiche übriger ÖPNV, Schienenpersonennahver-

kehr, ziviler LuHverkehr (Flugplätze), Landeswasserstraßen und Häfen 
liegen mir InformaLonen zu Planungen, die das Vorhaben betreffen 

können, nicht vor. Durch die verkehrsplanerische Stellungnahme 

bleibt die aufgrund anderer VorschriHen bestehende Verpflichtung 

zum Einholen von Genehmigungen, Bewilligungen oder ZusLmmun-

gen unberührt. 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 

7 Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, Stellungnahme vom 28.05.2025 

Pkt. 7.1 
LBS 

Die Prüfung der Unterlagen hat ergeben, dass Belange des LS nicht 

berührt werden und keine Bedenken bestehen. Dem Bebauungsplan 

wird seitens des LS zugesLmmt. 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 
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8 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Stellungnahme vom 15.05.2025 

Pkt. 8.1 
baiudbw 

vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden 

Verteidigungsbelange nicht beeinträchLgt. Es bestehen daher zum an-

gegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher 

Belange keine Einwände. 

Da sich die Zuständigkeit der Bundeswehr aus Naturschutz-/Umwelt-

fachlicher Sicht nur auf eigene LiegenschaHen der Bundeswehr be-

zieht, habe ich zu o.g. Vorhaben aus umweltbezogener Sicht keine An-

merkungen. 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 

9 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum, Stellungnahme vom 28.05.2025 

Pkt.9.1 
BLDAM 

da im Vorhabengebiet derzeit keine Bodendenkmale bekannt sind, 

bestehen gegen die vorliegende Planung aus Sicht des Brandenburgi-

schen Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologisches Landes-

museums, Abt. Archäologie, keine grundsätzlichen Bedenken. Da mit 

dem Vorhandensein von bisher unentdeckten Bodendenkmalen zu 

rechnen ist, machen wir auf folgende Festlegungen im Gesetz über 

den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (BbgD-

SchG) - vom 24. Mai 2004 (GVBl. I, S. 215) aufmerksam: 

Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, wie Steinsetzungen, Mauer-

werk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen, Tonscherben, Me-
tallsachen, Münzen, Knochen u.ä. entdeckt werden, sind diese unver-

züglich dem Brandenburgischen Landesamt für Denk-malpflege und 

Archäologisches Landesmuseum, Abteilung Archäologie, unter der 

o.g. Adresse und der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises 

anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG). Die entdeckten Bodendenk-

male und die EntdeckungsstäJe sind bis zum Ablauf einer Woche nach 

der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter 

Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgD-

SchG). Funde sind unter den Voraussetzungen der §§ 11 Abs. 4, 12 

BbgDSchG abgabepflichLg. Die Bauausführenden sind über diese ge-
setzlichen Festlegungen zu informieren. 

Kenntnisnahme 
Der Hinweis zur Verfahrensweise beim Auffinden von Bodendenkmälern wurde 

in die Planbegründung unter Punkt 5.7 Hinweise aufgenommen. 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan (VBP) "Instandsetzung und Modernisierung Ferienobjekt" im OT Sandkrug;     ANLAGE 1 

Auswertungsmaterial frühzeitige Beteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB, § 4 Abs. 1 BauGB, § 2 Abs. 2 BauGB) 

Nr. STELLUNGNAHME Berücksichtigung im Entwurf / Begründung 

 

Pkt.9.2 
BLDAM 

BiJe beachten: Da bei dem Vorhaben auch Belange der Baudenkmal-

pflege berührt sein können, erhalten Sie aus unserem Hause ggf. eine 

weitere Stellungnahme. 

 

Kenntnisnahme 
Kein Eingang einer Stellungnahme zur Baudenkmalpflege 

10 Wasser- und Bodenverband Finowfließ, Stellungnahme vom 28.05.2025 

Pkt.10.1 
WBF 

im Gebiet des Bebauungsplans befinden sich keine unterhaltungs-

pflichLgen Gewässer II. Ordnung. Damit sind die Belange des WBV „Fi-

nowfließ“ durch das B-Plan Verfahren nicht betroffen. 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 

11 Industrie- und Handelskammer Ostbrandenburg, Stellungnahme vom 28.05.2025 

Pkt.11.1 
IHK 

Derzeit keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung erkenn-

bar. 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 

 

12 Zentraldienst der Polizei, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Stellungnahme vom 15.05.2025 

Pkt.12.1 
KMBD 

Keine grundsätzlichen Einwände 

Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine KampfmiJel-

freiheitsbescheinigung beizubringen. Darüber entscheidet die für das 

Baugenehmigungsverfahren zuständige Behörde auf der Grundlage 

einer vom KampfmiJelbeseiLgungsdienst erarbeiteten KampfmiJel-

verdachtsflächenkarte. 

Diese Einschätzung gilt auch für zukünHige Änderungen dieses Planes. 

Für die Verlegung von Medienträgern und die damit verbundenen er-

forderlichen Bodeneingriffe in Bestandstrassen in KampfmiJelver-

dachtsgebieten ist eine Freistellung von Anträgen auf Grundstücks-
überprüfung möglich. 

 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 

13 Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe, Stellungnahme vom 06.05.2025 

Pkt. 13.1 
LBGR 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung. 

Geologie: Geologie und Rohstoffe 

AuskünHe zur Geologie können über den Webservice des LBGR 

abgefragt werden. Außerdem weisen wir auf die im Zusammenhang 

mit etwaig geplanten Bohrungen oder geophysikalischen 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 
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Untersuchungen bestehende Anzeige-, MiJeilungs- oder AuskunHs-

pflicht hin (§ 8ff Gesetz zur staatlichen geologischen Landesaufnahme 

sowie zur 

ÜbermiJlung, Sicherung und öffentlichen Bereitstellung geologischer 

Daten und zur Zurverfügungstellung geologischer Daten zur Erfüllung 

öffentlicher Aufgaben (Geologiedatengesetz-GeolDG)). 

Auf das Anzeigeportal des LBGR hJps://bohranzeige-brandenburg.de 

wird verwiesen. 

Pkt. 13.2 
LBGR 

Hinweise: 

Innerhalb des LBGR wird die Bearbeitung / Darstellung des TöB – Be-

teiligungsprozesses kompleJ digital abgebildet. Für eine effiziente, wi-

derspruchsfreie und fristgerechte Bearbeitung des TöB – Prozesses im 
LBGR ist es dabei notwendig, das Datenaustauschformat XPlan zur Un-

terstützung eines verlus[reien Austausches von Bauleitplänen, Raum-

ordnungsplänen und LandschaHsplänen zwischen unterschiedlichen 

IT-Systemen zu nutzen. Dieses Format ist seit dem 5. Oktober 2017 

vom IT-Planungsrat gemäß §12 des Gesetzes über die elektronische 

Verwaltung im Land Brandenburg (Brandenburgisches E-Government-

Gesetz - BbgEGovG) verbindlich als Austauschstandard im Planungs-

bereich festgelegt worden. Ergänzend besteht die Möglichkeit, die 

Planungsflächen bei Beteiligungsverfahren als GIS Standard shape 
EPSG – Code 25833 zu übersenden. 

Eine Übersendung einfacher pdf-Dokumente als Planungsgrundlage 

und Darstellung der Planungsflächen genügt diesen Ansprüchen 

nicht! Zur weiteren Generalisierung des TöB-Prozesses ist zukünHig 

bei Beteiligungen des LBGR, vorrangig das Bauleitplanungsportal des 

Landes Brandenburg und zwingend die E-Mail-Adresse 

lbgr@lbgr.brandenburg.de zu nutzen. Nur unter dieser E-Mail-Adresse 

ist ein ständiger Datenabruf im Vertretungs- oder Krankheitsfall etc. 

gewährleistet. 

Durch die zunehmende Anzahl von Beteiligungen des LBGR an 

Kenntnisnahme 
Eine weitere Beteiligung des LBGR im Planverfahren zum VBP "Instandsetzung 

und Modernisierung Ferienobjekt“ im OT Sandkrug ist nicht erforderlich, da die 

Belange des LBGR nicht betroffen ist. 
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Bauleitplanungsverfahren, ist eine fristgerechte Bearbeitung der TöB 

– Stellungnahmen nach § 4 Abs. 2 Satz 3 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. 

der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach dem Baugesetz-

buch im Land Brandenburg (TöB-Runderlass -TöB-RdErl) nur unter den 

Voraussetzungen einer digitalen Datenbereitstellung der Planungsflä-

chen möglich. 

14 Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung, Stellungnahme vom 29.04.2025 

Pkt. 14.1 
LELF 

ich habe Ihre Anfrage im Haus weitergeleitet. BiJe nutzen Sie für künf-

Lge Beteiligungsanfragen unsere neue E-Mail-Adresse: 

toeb.bodenordnung@lelf.brandenburg.de 

 

Kenntnisnahme 
Bislang ist keine Stellungnahme des LELF eingegangen. 

15 50Hertz Transmission GmbH, Stellungnahme vom 29.04.2025 

Pkt. 15.1 
50Hertz 

Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plan-

gebiet derzeit keine von der 50Hertz Transmission GmbH betriebenen 

Anlagen befinden. Dazu zählen z. B. Hochspannungsfreileitungen und 

-kabel, Umspannwerke, Nachrichtenverbindungen sowie Ver- und 

Entsorgungsleitungen. 

Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich 

und nur für die Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH. 

 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 

Pkt. 15.2 
50Hertz 

Hinweis zur Digitalisierung: 

Für eine effiziente IdenLfizierung der (Nicht-) Betroffenheit biJen wir 

bei künHigen Beteiligungen nach Möglichkeit um Übersendung der 
Plangebietsfläche(n) sowie eventueller externer Ausgleichs- und Er-

satzmaßnahmen in einem standardisierten und georeferenzierten 

Geodatenaustauschformat (vorzugsweise als KML-Datei oder im SHP-

Format inkl. PRJ-Datei). 

 

 

Kenntnisnahme 
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16 EWE NETZ GmbH, Stellungnahme vom 19.05.2025 

Pkt. 16.1 
EWE Netz 

Im Plangebiet bzw. in unmiJelbarer Nähe zum Plangebiet befinden 

sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH. 
Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Stand-

orten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder beschä-

digt, überbaut, überpflanzt oder anderweiLg gefährdet werden. BiJe 

stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anlagen durch Ihr Vorha-

ben weder technisch noch rechtlich beeinträchLgt werden. 

Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung un-

serer Anlagen, wie z.B. Änderungen, BeseiLgung, Neuherstellung der 

Anlagen an einem anderen Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsar-

beiten ergeben, gelten dafür die gesetzlichen Vorgaben und die aner-
kannten Regeln der Technik. 

Für die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plan- oder Bau-

gebietes mit Versorgungsleitungen und Anlagendurch EWE NETZ pla-

nen Sie biJe einen Versorgungsstreifen bzw. -korridore für z.B. Tele-

kommunikaLonslinien und Elektrizitätsleitungen gemäß DIN 1998 von 

mindestens 1,6 m mit ein. 

Weiterhin sind für die Stromversorgung von Baugebieten o. Ä. zusätz-

lich die InstallaLon von TrafostaLonen in möglichst zentraler Lage er-

forderlich. Für den immer weiter steigenden Leistungsbedarf (z.B. 

durch Elektromobilität, Wärmepumpen und Erzeugungsanlagen) be-
nöLgt die EWE NETZ GmbH pro angefangene 50 Wohneinheiten je-

weils einen weiteren StaLonsplatz. Für die Auswahl der geeigneten 

StaLonsplätze (ca. 7m x 7m) möchten wir Sie biJen, unsere regionale 

Planungsabteilung frühzeiLg mit einzubinden. 

BiJe informieren Sie uns zudem, wenn ein wärmetechnisches Versor-

gungskonzept umgesetzt werden soll. 

Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von dem 

Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu 

Kenntnisnahme 
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erstaJen, es sei denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH 

haben eine anderslautende Kostentragung vertraglich geregelt. 

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen 
vorzubringen. 

Wir biJen Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und 

uns frühzeiLg zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall der Erschließung 

des Plangebietes mit Versorgungsleitungen durch EWE NETZ GmbH, 

denn hierfür sind beispielsweise Lage und Nutzung der Versorgungs-

leitung und die sich daraus ableitenden wirtschaHlichen Bedingungen 

wesentliche Faktoren. 
Damit die Planung Ihres Baugebietes durch uns erfolgen kann, teilen 

Sie uns biJe die dafür notwendigen InformaLonen über den folgen-

den Link mit: hJps://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubau-

gebietserschliessung 

In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser Leitungs- und Anla-

genbestand ändern. 

Damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage eines veralteten 

Planwerkes kommt, nutzen Sie dafür biJe unsere aktuelle Leitungs- 

und AnlagenauskunH. Auf unserer Internetseite der EWE NETZ GmbH 

können Sie sich jederzeit nach einer erfolgreichen Registrierung auf 
unserem modernen PlanauskunHsportal über die konkrete Art und 

Lage unserer zu berücksichLgenden Anlagen informieren: 

hJps://www.ewe-netz.de/geschaeHskunden/service/leitungspla-

ene-abrufen 

Unsere Kontaktdaten haben sich geändert! 

Ab sofort erreichen Sie unsere Fachabteilung für "Träger öffentlicher 

Belange" ausschließlich unter folgender eigenständiger E-

Mailadresse: ToeB-Verfahren@ewe-netz.de 
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17 GASCADE Gastransport GmbH, Stellungnahme vom 02.06.2025 

Pkt. 17.1 
Gascade 

Aktenzeichen: 20250602-075344 

Wir, die GASCADE Gastransport GmbH, antworten Ihnen zugleich 
auch im Namen und AuHrag der Anlagenbetreiber SEFE Energy GmbH 

(Rechtsnachfolgerin der WINGAS GmbH) sowie NEL Gastransport 

GmbH. 

Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick auf eine BeeinträchLgung 

unserer Anlagen teilen wir Ihnen mit, dass unsere Anlagen zum ge-

genwärLgen Zeitpunkt nicht betroffen sind. Dies schließt die Anlagen 

der v. g. Betreiber mit ein. 

Für KompensaLonsmaßnahmen muss sichergestellt sein, dass diese 

unsere Anlagen nicht beeinträchLgen und nicht im Schutzstreifen un-
serer Anlagen stadinden werden. Sollten externe Flächen zur De-

ckung des KompensaLonsbedarfs erforderlich sein, sind uns diese 

ebenfalls mit entsprechenden Planunterlagen zur Stellungnahme vor-

zulegen. Eine Auflistung der Flurstücke in der Begründung oder im 

Umweltbericht ist nicht ausreichend. 

Wir biJen Sie daher, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass Anfragen zu Leitungsauskünf-

ten, Schachtgenehmigungen, TÖB-Beteiligungen etc. an die oben ge-

nannten Anlagenbetreiber über das kostenfreie BIL-Onlineportal un-

ter hJps://portal.bil-leitungsauskunH.de 
einzuholen sind. BiJe richten Sie daher Ihre zukünHigen Anfragen an 

uns, direkt an das o.g. BIL-Portal. 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 

18 GDMcom GmbH, Stellungnahme vom 05.05.2025 

Pkt.18.1 
GDMcom 

Die zum angefragten Bereich für die Anlagenbetreiber: Erdgasspei-
cher Peissen GmbH, Ferngas NetzgesellschaH mbH (Netzgebiet Thü-

ringen-Sachsen), ONTRAS Gastransport GmbH, VNG Gasspeicher 

GmbH sind vom Planvorhaben nicht betroffen. 

Diese AuskunH gilt nur für den dargestellten Bereich und nur für die 

Anlagen der vorgenannten Unternehmen, so dass noch mit Anlagen 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 
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weiterer Betreiber gerechnet werden muss, bei denen weitere Aus-

künHe einzuholen sind! 

Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und keine zurzeit 

laufenden Planungen der/s oben genannten Anlagenbetreiber/s. 

Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben. 

Auflage: Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert oder 

verlagert werden oder der Arbeitsraum die dargestellten Planungs-

grenzen überschreiten, so ist es notwendig, eine erneute Anfrage 

durchzuführen. 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen vorgesehen sind, 
hat durch den Bauausführenden rechtzeiLg - also mindestens 6 Wo-

chen vor Baubeginn - eine erneute Anfrage zu erfolgen. 

19 Gemeinde Schorfheide, Stellungnahme vom 20.05.2025 

Pkt. 19.1  
GmSchorf 

Aus Sicht der Gemeinde SchorFeide bestehen zur im Betreff genann-
ten Planung keine Bedenken oder sonsLgen Hinweise. 

 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 

20 Stadt Eberswalde, Stellungnahme vom 07.05.2025 

Pkt. 20.1  
Stadt_EW 

aus Sicht der Stadt Eberswalde bestehen zur Planung keine Bedenken. 

Eine Beteiligung im weiteren Verfahren ist nicht erforderlich, sofern 

sich die Grundzüge der Planung nicht ändern. 

Kenntnisnahme 
Es werden keine für den Entwurf zu berücksich0gende Belange berührt. 

21 Zweckverband für Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Eberswalde, Stellungnahme vom 29.04.2025 

Pkt. 21.1 
ZWA 

Das Flurstück in der Gemarkung Sandkrug, Flur 1, Flurstück 110 ist 

nicht durch öffentliche Trinkwasserversorgungs- und Schmutzwasser-

entsorgungsanlagen erschlossen. 

Eine Erschließung des Grundstücks durch den ZWA ist nicht vorgese-

hen. Das zukünHig auf dem Grundstück anfallende Schmutzwasser ist 
einer abflusslosen Sammelgrube zu sammeln und über dem ZWA zu 

entsorgen. 

Eine weitere Möglichkeit ist, wenn die technischen und behördlichen 

Voraussetzungen vorliegen, die Betreibung einer Kleinkläranlage. 

Kenntnisnahme 
Die Versorgung mit Trinkwasser erfolgt über einen vorhandenen Brunnen. 

Im Vorhabenkonzept ist vorgesehen, die alte Sammelgrube, durch eine neue 

abflusslose Sammelgrube zu ersetzen. 
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Öffentlichkeit 

Bürger 1 
Pkt.1.1 

Einwände: 

Keine Bebauung direkt am Wald 

Von einer Bebauung direkt am Wald sollte abgesehen werden, um den 

nöLgen Abstand zum Ökosystem (Waldrandeffekte) von mind. 50m zu 

wahren sowie keine Probleme der Verkehrssicherung durch gefähr-

dende Bäume zu schaffen. 

Kenntnisnahme 
Der Einwand wurde geprüft, führt jedoch nicht zu einer Rücknahme der Pla-

nung. 

Für die Bebauung in Waldrandlage gelten die Vorgaben des jeweiligen Lan-

deswaldgesetzes. Dieses sieht einen Mindestabstand von 50 m zur Waldfläche 

vor, der insbesondere dem Brandschutz dient. Ein darüber hinausgehender 

pauschaler Abstand von 50 m ist weder bauplanungsrechtlich noch natur-

schutzrechtlich vorgeschrieben. Die Verkehrssicherungspflicht betrifft aus-
schließlich Bereiche, in denen sich Personen bestimmungsgemäß aufhalten. 

Sie begründet keinen generellen Mindestabstand zwischen Wald und Bebau-

ung. Hinsichtlich der Verkehrssicherungspflicht, die sich auf Bereiche begrenzt, 

in denen sich Personen bestimmungsgemäß aufhalten, ist der Vorhabenträger 

im Durchführungsvertrag zu verpflichten, diese wahrzunehmen.  

Aufgrund der geringen baulichen Dichte (4 Ferienbungalows mit jeweils 75 m² 

Grundfläche und max. 16 Gästen sind keine erheblichen zusätzlichen Wald-

randeffekte zu erwarten. Die Eingriffe in Natur und LandschaS bleiben insge-

samt geringfügig und vertretbar. 

Zudem wird ein vorgeprägter Standort genutzt. Die Widernutzbarmachung ist 
aus städtebaulichen Gründen gewollt und führt somit zu einer nachhal0gen 

und sparsamen Bodennutzung im Sinne des § 1a BauGB. 

Der Landesbetrieb Forst weist in seiner Stellungnahme zum Planvorhaben auf 

die Regelungen zum Umgang mit offenem Feuer hin, hat jedoch keine Ein-

wände gegen das Planungsvorhaben an sich. 

Bürger 1 
Pkt.1.2 

Waldbrandgefahr 

Nutzer von Ferienobjekten erwarten in der Regel die Möglichkeiten 

zum Grillen oder der Nutzung von Feuerschalen, Kaminen. Jegliche 

Form offenen Feuers weniger 50m vom Wald en[ernt erhöht die 

Waldbrandgefahr. (Siehe auch § 23 LWaldG des Landes Brandenburg 

„Umgang mit Feuer“, (1) Im Wald oder in einem Abstand von weniger 

als 50 Meter vom Waldrand ist das Anzünden oder Unterhalten eines 

Kenntnisnahme  
Der Einwand wurde geprüft.  
Im VBP wurde festgesetzt, dass Grill- und Feuerplätze unzulässig sind. 

Im Durchführungsvertrag ist aufzunehmen, dass der Vorhabenträger sich ver-

pflichtet: 

- Gäste schriSlich über die Waldbrandregeln zu informieren 

- offenes Feuer und die Nutzung von Holzkohlegrillen zu untersagen 
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Feuers oder der Umgang mit brennenden oder glimmenden Gegen-

ständen sowie das Rauchen verboten. […]. Ausnahmen: 

Satz 3: NutzungsberechLgte auf ihren Grundstücken, sofern der Ab-

stand des Feuers zum Wald mindestens 30 Meter beträgt. Es steht zu 

befürchten, dass häufig wechselnde Feriengäste dieser Verantwor-

tung oHmals nicht gerecht werden wollen. 

Die Befürchtung, Feriengäste würden sich nicht an Regeln halten, ist eine hy-

pothetische Fehlverhaltensannahmen und planungsrechtlich nicht tragfähig. 

Die Bauleitplanung hat sich an objektive Gefahrenlagen zu orientieren, und 

diese durch geeignete festzusetzende Maßnahmen zu vermeiden. Eine gene-

relle Unzuverlässigkeit der Feriengäste kann nicht unterstellt werden. 

Zudem wird vorausgesetzt, dass es im eigenen wirtschaftlichen Interesse des 

Vorhabenträger ist, Risiken zu minimieren. 

Die Voraussetzungen zur Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben des § 23 

LWaldG sind damit gegeben. Es wurden planerische Festsetzungen, Betreiber-

pflichten und organisatorische Maßnahmen bestimmt, durch welche die Wald-
brandgefahr wirksam minimiert wird. Die Löschwasserbereitstellung ist gesi-

chert. Das Vorhaben umfasst lediglich 4 Ferienbungalows mit geringer Grund-

fläche. Die Anzahl der Nutzer ist damit überschaubar, sodass: 

die Überwachung der Einhaltung der Brandschutzregeln gut möglich ist und 

keine signifikante Erhöhung des Waldbrandrisikos zu erwarten ist. 

Das Risiko ist insgesamt beherrschbar und steht der Realisierung des Vorha-

bens somit nicht entgegen. Der Einwand führt daher nicht zu einer Änderung 

der Planung. 
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